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Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung   
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand vom 24. Ap-
ril 2015 bis zum 26. Mai 2015 statt. Neunzehn Bürgerinnen und Bürger sowie ein 
Verein (mit beiliegender Liste von 257 Unterschriften) haben schriftlich Anregungen 
zu folgenden Themen vorgebracht: 
 
1. Bebauungsplanaufstellung/Bürgerbeteiligung 
2. Widersprüchliche Ziele, Widersprüche in der städtebaulichen Konzeption 
3. Wohnungsbedarf/Eignung des Plangebiets für Nachverdichtung 
4. Konkrete Ausgestaltung der Nachverdichtung/Erhöhung des Maßes der 
baulichen Nutzung 
5. Stadtbild, Denkmalschutz, erhaltungswürdiger Gebäudebestand 
6. Auswirkungen auf den Stadtteil 
7. Art der baulichen Nutzung, Nutzungsmischung 
8. Maximale Höhe baulicher Anlagen 
9. Dachform 
10.   Verkehr/Parksituation 
11.   Wille der Bevölkerung 
12.   Sonstiges 

 
 

Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

1. Bebauungsplanaufstellung/Bürgerbeteiligung 
1  Nr. 18 

Die Beteiligte kritisiert, dass sie 
als unmittelbar Betroffene über die 
Planung nicht direkt informiert 
worden sei, sondern die öffentli-
che Planauslage verwendet wird, 
damit möglichst wenige Menschen 
Widerspruch einlegen können.  

 
Die Information über die Planung 
erfolgte über Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt 
Stuttgart und entspricht damit den 
rechtlichen Anforderungen.  

 
- 

2  Nr. 18 
Die Beteiligte bemängelt, dass 
aus den derzeitigen Informationen 
nicht ersichtlich werde, welche 
Auswirkungen und Nachteile sich 
durch den neuen Bebauungsplan 
für die bestehenden Grundstücke 
ergeben.  

 
Die zur frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung ausgelegten „Ziele und 
Zwecke der Planung“ geben über 
die möglichen Auswirkungen in ei-
ner dem Verfahrensstand ange-
messenen Weise Auskunft. Es ent-
spricht dem üblichen Vorgehen, 
dass zur frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung noch kein ausgear-
beiteter Bebauungsplanentwurf vor-
liegt und deshalb die Auswirkungen 
nur verhältnismäßig allgemein ab-
geschätzt und beschrieben werden 
können.  

 
- 

Anlage 8 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

 
Wenn man diese Einschränkung 
berücksichtigt, wird sogar in den 
„Zielen und Zwecken“ verhältnismä-
ßig ausführlich über die geplanten 
Festsetzungen informiert und wer-
den sogar schon konkrete Zahlen 
zur beabsichtigten Grundflächen-
zahl genannt bzw. das Konzept zur 
Gliederung nach der Art der bauli-
chen Nutzung zeichnerisch darge-
stellt.  

3  Nr. 1 
Die Beteiligte fragt danach, warum 
ausgerechnet dieses Gebiet für 
den Bebauungsplan bzw. die vor-
gesehene Nachverdichtung aus-
gesucht wurde und welche Inte-
ressen hier im Vordergrund ste-
hen. 
 

 
Bereits schon in den ausgelegten 
„Zielen und Zwecken“ zum Aufstel-
lungsbeschluss (siehe dort Gliede-
rungspunkt 1 und 5) wird ausführ-
lich dargelegt, was der Planungsan-
lass und die städtebaulichen Ziele 
des Bebauungsplans sind. Da der 
Planungsanlass und die städtebau-
lichen Ziele auch einen örtlichen 
Bezug haben, ergibt sich hieraus, 
warum die Stadt einen Bebauungs-
plan für das Plangebiet erforderlich 
hält.  
Der eigentliche Planungsanlass war 
die Umsetzung der Vergnügungs-
stättenkonzeption. Hierzu hat die 
Stadt neben 23 jeweils stadtbe-
zirksweiten Bebauungsplänen eine 
Vielzahl von weiteren Bebauungs-
plänen eingeleitet bzw. beschlos-
sen, die vor allem für die zentralen 
Versorgungsbereiche die Art der 
baulichen Nutzung regeln und da-
mit auch Wettbüros vollständig aus-
schließen sollen. Der Bebauungs-
plan Südliche Laustraße ist einer 
von vielen, die der Umsetzung der 
Vergnügungsstättenkonzeption die-
nen sollen, und ist daher im Zusam-
menhang mit einer stadtweiten Pla-
nungsaktivität dazu zu sehen. Auch 
die Nachverdichtungsbestrebungen 
sind mitnichten städtebauliche 
Überlegungen, die sich nur auf die 
südliche Laustraße oder wenige an-
dere Stellen in Stuttgart beziehen, 

 
- 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

sondern werden an vielen Orten im 
Stadtgebiet diskutiert. Mit Blick auf 
den Stadtbezirk Möhringen sei nur 
stellvertretend auf die Diskussion 
zur ergänzenden Bebauung am 
Ehrlichweg im Fasanenhof hinge-
wiesen, wo sogar eine deutlich grö-
ßere Nachverdichtung im Gespräch 
ist.  
Soweit mit der Frage der Verdacht 
angedeutet werden soll, dass die 
Planung einem bestimmten Eigen-
tümer- oder Investoreninteresse 
dient, ist insoweit auch auf die Stel-
lungnahme zur Anregung Nr. 22 zu 
verweisen.  

2. Widersprüchliche Ziele, Widersprüche in der städtebaulichen Konzeption 
4  Nr. 19 

Der Beteiligte bemängelt, dass 
beim Erörterungstermin zur früh-
zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
von den Vertretern des Amtes für 
Stadtplanung und Stadterneue-
rung als Hauptgrund für den Be-
bauungsplan die Verhinderung 
von Vergnügungsstätten im 
Wohn- bzw. Mischgebiet darge-
stellt worden sei und nicht die 
Wohnungsnot in der Stadt.  

 
Tatsächlich wurde der Aufstellungs-
beschluss zum Bebauungsplan 
Südliche Laustraße zunächst vor 
allem mit der Zielsetzung vorberei-
tet, Vergnügungsstätten und an-
dere Einrichtungen vor Ort auszu-
schließen. Dieser Anlass des Ver-
fahrens wurde beim Erörterungster-
min auch entsprechend dargestellt. 
Zugleich wurde auch auf die Ziel-
setzung eingegangen, entlang der 
Laustraße eine maßvolle Nachver-
dichtung zu ermöglichen. Diese 
Zielsetzung ist so auch in den Un-
terlagen zum Aufstellungsbe-
schluss enthalten. Es ist durchaus 
üblich und sachlich zulässig, dass 
ein Bebauungsplan mehrere städte-
bauliche Ziele verfolgt, die inhaltlich 
unabhängig voneinander sein kön-
nen. Dies ist kein Widerspruch in 
der Zielsetzung. 

 
- 

5  Nr. 19 
Der Beteiligte stellt fest, dass das 
Ziel „maßvolle Nachverdichtung 
bzw. angemessene Baumasse er-
möglichen durch Festsetzung hö-
herer Nutzungswerte entlang der 
Laustraße“ in keinem Zusammen-
hang mit den übrigen Zielen des 

 
Es ist durchaus üblich und unbe-
denklich, dass ein Bebauungsplan 
mehrere städtebauliche Ziele ver-
folgt, die inhaltlich unabhängig von-
einander sein können. Dies ist kein 
Widerspruch in der Zielsetzung. 
 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Bebauungsplans (Erhalt der Nut-
zungsmischung in bestimmten 
Teilen des Geltungsbereiches, 
Steuerung der Ansiedlung von 
Einzelhandelsbetrieben, Umset-
zung der Vorgaben der Vergnü-
gungsstättenkonzeption und Vor-
beugung einer städtebaulichen 
unerwünschten Verdichtung) ste-
hen würde. Das zuerst genannte 
Ziel erscheine daher nicht notwen-
dig im Rahmen der Konzeption ei-
nes neuen Bebauungsplanes.  

Die Entscheidung, welche Ziele er 
in seine Konzeption aufnimmt und 
welche nicht, obliegt dem Gemein-
derat und ist Teil seiner Planungs-
hoheit. Soweit damit kein unauflös-
barer Widerspruch geschaffen wird, 
müssen die Ziele auch nicht zwin-
gend dem vermeintlichen (nach 
Auffassung des Beteiligten) Kern-
anliegen der Planung dienen.  

6  Nr. 19 
Der Beteiligte führt aus, dass die 
Zielsetzung „Erhalt einer Nut-
zungsmischung in bestimmten 
Teilen des Geltungsbereiches“ 
und „Steuerung der Ansiedelung 
von Einzelhandelsbetrieben“ zwar 
nicht zu kritisieren sei, jedoch un-
klar bleibe, warum ein neuer Be-
bauungsplan zum Erreichen die-
ser Ziele notwendig ist.  

 
Bereits in den „Zielen und Zwe-
cken“ wird dargestellt, dass diese 
Ziele vor allem durch die Festset-
zungen zur Art der baulichen Nut-
zung erreicht werden sollen. Durch 
die Ausweisung eines Mischgebiets 
für den zentralen Versorgungsbe-
reich wird zukünftig zumindest ein 
Mindestgrad an Durchmischung ge-
währleistet, während bei Beibehal-
tung der jetzigen planungsrechtli-
chen Situation nach § 34 BauGB 
eine Weiterentwicklung zu einem 
Wohngebiet nicht wirksam verhin-
dert werden könnte. Mit der Fest-
setzung eines Mischgebietes wer-
den zugleich großflächige Einzel-
handelsbetriebe gemäß § 11 Abs. 3 
BauNVO ausgeschlossen, womit 
zum Schutz dieses Versorgungsbe-
reiches wie auch benachbarter 
Zentren die Einzelhandelsbetriebe 
– in Übereinstimmung mit dem Ein-
zelhandelskonzept – wirksam ge-
steuert werden. Letztlich trägt auch 
der Ausschluss von Wohnnutzung 
in der Erdgeschosszone im MI2 
zum Erhalt der Einzelhandelsnut-
zungen bzw. sonstiger Dienstleis-
tungen bei. Der Verwaltung ist 
durchaus bewusst, dass sie den Er-
halt bzw. die Ansiedlung von Ein-
zelhandelsbetrieben nicht erzwin-
gen kann und dass natürlich auch 
marktwirtschaftliche Mechanismen 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

hier eine Rolle spielen. Die vorge-
sehenen Festsetzungen schaffen 
jedoch einen planungsrechtlichen 
Rahmen, der den Erhalt bzw. die 
Ansiedlung von Einzelhandelsbe-
trieben zumindest begünstigt.  

7  Nr. 19 
Das Ziel, die Vergnügungsstätten-
konzeption, d. h. den Ausschluss 
von Vergnügungsstätten und 
Wettbüros für den Bereich des 
Plangebiets, umzusetzen, findet 
uneingeschränkte Zustimmung. 
Es wird jedoch angeregt, dass im 
gesamten Sonnenberg eine An-
siedlung von Vergnügungsstätten 
und Wettbüros verhindert werden 
soll.  

 
Der Bebauungsplan Südliche 
Laustraße steht im engen Zusam-
menhang mit dem seit dem 2. Feb-
ruar 2017 rechtswirksamen Bebau-
ungsplan Vergnügungsstätten und 
andere Einrichtungen Möhringen 
(Mö 235). Letzterer setzt für den 
gesamten Stadtbezirk Möhringen 
einen Ausschluss von Vergnü-
gungsstätten (mit bestimmten Aus-
nahmen für Tanzlokale) fest. Wäh-
rend im Normalfall der Ausschluss 
von bestimmten Nutzungen die 
Ausweisung eines Baugebietes vo-
raussetzt, ermöglicht der neue § 9 
Abs. 2b BauGB einen Ausschluss 
von Vergnügungsstätten auch ohne 
eine solche Baugebietsausweisung, 
sodass ein stadtbezirksweiter Aus-
schluss von Vergnügungsstätten 
möglich ist. Dies ist jedoch nicht für 
sämtliche Wettbüros möglich, da 
diese je nach Ausgestaltung nicht 
als Vergnügungsstätten anzusehen 
sind, sondern als „normaler“ Ge-
werbebetrieb und daher nicht von 
der Sonderregelung des § 9 Abs. 
2b BauGB erfasst werden. Um die 
Vergnügungsstättenkonzeption voll-
ständig umzusetzen, sind daher 
weitere Bebauungspläne mit Bau-
gebietsfestsetzungen und Aus-
schlüssen zu Wettbüros notwendig. 
Um eine schnelle und effektive Um-
setzung der Konzeption zu gewähr-
leisten, konzentriert sich die Stadt 
dabei auf die Bereiche ohne rechts-
wirksame Baugebietsfestsetzun-
gen, in denen eine realistische Ge-
fahr der Ansiedlung von Wettbüros 
besteht. Dies sind im Stadtbezirk 
Möhringen die Ortsmitte Möhringen 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

und die südliche Laustraße in Son-
nenberg, da hier jeweils Bereiche 
vorhanden sind, die als faktisches 
Mischgebiet zu bewerten sind. Für 
beide Bereiche sind daher Bebau-
ungsplanverfahren eingeleitet wor-
den. 
Die übrigen Teile Sonnenbergs sind 
als faktische reine oder allgemeine 
Wohngebiete zu bewerten bzw. in 
wenigen Fällen (wie zum Beispiel 
den Bereich Sonnenbühl) so fest-
gesetzt. Vergnügungsstätten sind 
hier unzulässig, Wettbüros wären 
hier allenfalls in Form eines nicht 
störenden Gewerbebetriebes zuläs-
sig. Eine Einbeziehung weiterer Be-
reiche Sonnenbergs in diesen Be-
bauungsplan ist daher nicht erfor-
derlich.   

3. Wohnungsbedarf/Eignung des Plangebiets für Nachverdichtung  
8  Nr. 19 

Nach dem Beteiligten sei es zu 
hinterfragen, ob die Bevölkerung 
der Stadt weiter zunimmt. Nach ei-
ner Prognose der Stadt Stuttgart 
(Einwohnerprognose 2009 bis 
2025. Die Entwicklung der Zahl 
der Einwohner in Stuttgart bis zum 
Jahr 2025, Tabelle 2 auf S. 333) 
sei eine Abnahme zu erwarten. Es 
gebe zahlreiche Gebiete, die 
brach liegen würden und für 
Wohnraum – soweit er denn ge-
braucht würde – effektiver genutzt 
werden könnten (z. B. Teile des 
„Industriegebiets Vaihingen mit 
Bahnanschluss“), ohne dass Bau-
substanz gefährdet würde. Die Er-
forderlichkeit des Bebauungspla-
nes wird daher bezweifelt. 

 
Allen Prognosen zufolge wird in 
Stuttgart auch in Zukunft ein hoher 
Bedarf an Wohnungen bestehen 
(siehe insbesondere Wohnungs-
marktbericht 2012). Dem steht auch 
der Verweis auf die städtische Pub-
likation nicht entgegen, denn die 
zukünftige Wohnungsnachfrage 
wird nicht allein durch die Bevölke-
rungsentwicklung bestimmt. Insbe-
sondere der Trend zu kleineren 
Haushaltsgrößen (Personen pro 
Haushalt) und zur größeren Wohn-
fläche pro Kopf führt zu einem 
Mehrbedarf an Wohnraum. Davon 
abgesehen wird auch mittelfristig 
ein Zusatzbedarf an Wohnraum be-
stehen, da mit entsprechenden 
Nachholeffekten (Realisierung der 
bisher unbefriedigt gebliebenen 
Nachfrage) zu rechnen ist.  
 
Die Verwaltung hat in der jüngeren 
Vergangenheit große Anstrengun-
gen unternommen, bestehende 
Wohnbaupotenziale zu aktivieren. 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Insbesondere mit der regelmäßig 
fortgeschriebenen „Zeitstufenliste 
Wohnen“ wird das bestehende 
Wohnbaupotenzial im Stadtgebiet 
in regelmäßigen Abständen erho-
ben und damit eine Grundlage für 
die städtebauliche Planung ge-
schaffen.  
Auch wenn die Zeitstufenliste auf 
den ersten Blick ein nicht geringes 
Wohnbaupotenzial in Stuttgart of-
fenlegt, zeigt sich bei näherer Be-
trachtung doch, dass die Zusatzpo-
tenziale aus neuen Baugebieten 
absehbar endlich sind und dass da-
mit der Bestandsentwicklung und -
umnutzung künftig ein größeres 
Gewicht zukommt. Es reicht also 
nicht aus, sich auf bestimmte Berei-
che mit größerem Wohnungsbau-
potenzial zu konzentrieren. Viel-
mehr ist es geboten, möglichst um-
fassend bestehende - auch kleinere 
- Nachverdichtungspotenziale zu 
erschließen. Gerade mit Blick auf 
die Nachverdichtungsbemühungen 
andernorts im Stadtgebiet, ist da-
rauf hinzuweisen, dass die nach 
dem jetzigen Planungsstand vorge-
sehene Erhöhung des Maßes der 
baulichen Nutzung im Bereich der 
südlichen Laustraße verhältnismä-
ßig bescheiden ausfällt. 
Der Bebauungsplan ist daher (und 
auch anderen Gründen) erforder-
lich. 

9  Nr. 19 
Die beim Erörterungstermin vorge-
brachte Begründung, mehr Wohn-
raum zu schaffen, ist nach Mei-
nung des Beteiligten nicht über-
zeugend, denn vor dem Hinter-
grund des begrenzten Geltungs-
bereiches und anderer Einschrän-
kungen (z. B. Denkmalschutz von 
Häusern im Geltungsbereich) 
könne dadurch kaum mehr Wohn-
raum geschaffen werden.  

 
Die Abgrenzung des Geltungsberei-
ches orientiert sich im Wesentli-
chen an dem bestehenden zentra-
len Versorgungsbereich und dem 
ursprünglichen Planungsanlass, die 
Vergnügungsstättenkonzeption für 
Stuttgart im Bereich Sonnenberg 
umzusetzen und zugleich eine 
Steuerung von Einzelhandelsnut-
zungen im Sinne des Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzeptes zu er-

 
- 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

reichen. Zur Abgrenzung des zent-
ralen Versorgungsbereiches wur-
den auch angrenzende, nicht zum 
Zentrum gehörende Randbereiche 
vom Geltungsbereich miterfasst. In 
der Tat ließe sich mit einem größe-
ren Geltungsbereich ein größeres 
Nachverdichtungspotenzial er-
schließen. Allerdings wurde das 
Bebauungsplanverfahren nicht mit 
der Absicht eingeleitet, möglichst 
weitgehend sämtliche Nachverdich-
tungspotenziale Sonnenbergs oder 
auch nur in der Umgebung der 
Laustraße auszuschöpfen. Viel-
mehr stellt die Nachverdichtung nur 
ein Ziel von mehreren dar, und das 
auch nur in einem bestimmten Teil-
raum des Geltungsbereiches. Mit 
Blick auf den Denkmalschutz ist 
festzustellen, dass nur ein einziges 
Gebäude denkmalrechtlich ge-
schützt ist. Welche anderen Ein-
schränkungen dem Nachverdich-
tungsziel in substanzieller Weise 
entgegenstehen, ist nicht ersicht-
lich. 
 
Zugegebenermaßen leistet der Be-
bauungsplan natürlich nur einen 
bescheidenen Beitrag zur Schaf-
fung von neuem Wohnraum, insbe-
sondere mit Blick auf die Gesamt-
stadt. Nach Auffassung der Verwal-
tung ist es jedoch geboten, auch 
kleinere Nachverdichtungspotenzi-
ale zu erschließen. Dies gilt insbe-
sondere auch dann, wenn die Über-
planung eines Bereiches anlässlich 
anderer Gründe ansteht. 

4. Konkrete Ausgestaltung der Nachverdichtung/Erhöhung des Maßes der baulichen 
Nutzung 

10  Nr. 19 
Der Beteiligte bemängelt, dass der 
Punkt „Vorbeugung einer städte-
baulich unerwünschten Verdich-
tung“ in den „Zielen und Zwecken“ 

 
Der Punkt „Vorbeugung einer städ-
tebaulich unerwünschten Verdich-
tung“ wird an mehreren Stellen in 
den „Zielen und Zwecken“ zum Auf-
stellungsbeschluss erwähnt. Wie 

 
- 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

nicht weiter ausgeführt werde, so-
dass unklar bleibt, was an dieser 
Stelle „unerwünschte Verdichtung“ 
bedeutet und warum dennoch 
eine Verdichtung im nächsten 
Punkt vorgeschlagen wird.  

insbesondere unter Punkt 5, Plane-
rische Zielesetzungen, dargelegt, 
soll zur Vermeidung einer städte-
baulich unerwünschten Verdichtung 
eine bestimmte Grundflächenzahl 
festgesetzt werden. Hierzu wird 
weiter ausgeführt: „Mit der Be-
schränkung der Grundfläche soll 
auch der Druck auf die im Plange-
biet vorhandenen Freiräume, die 
nicht zuletzt zur städtebaulichen 
Qualität des Plangebietes wesent-
lich beitragen, verringert werden.“ 
Mit dieser Feststellung wird das Ziel 
näher konkretisiert und durchaus 
klar, was die Stadt als städtebaulich 
erwünscht (bzw. nicht erwünscht) 
ansieht. Dies gilt umso mehr, als 
dass bereits in den „Zielen und 
Zwecken“ die beabsichtigten Nut-
zungswerte für die einzelnen Teil-
bereiche beziffert werden. 
 
Es ist nicht unüblich, dass einzelne 
Ziele bei einer städtebaulichen Pla-
nung zueinander in Spannung tre-
ten und gar miteinander in Konflikt 
stehen können. Dass die Stadt der 
Nachverdichtung entlang der 
Laustraße ein besonderes Gewicht 
einräumt und das Ziel des Frei-
raumschutzes hier ein Stück weit 
zurücktreten lässt, ist Ausdruck ei-
ner räumlich differenzierten Bewer-
tung und kein Widerspruch in der 
Planung. Abgesehen davon handelt 
es sich um eine sehr maßvolle 
Nachverdichtung, sodass auch ent-
lang der Laustraße das Ziel des 
Freiraumschutzes nicht vollständig 
aufgegeben wird. So sind insbeson-
dere die Obergrenzen der BauNVO 
zur Grundflächenzahl (WA: 0,4; MI 
0,6) nicht annähernd ausgeschöpft 
und die festgesetzten Werte teil-
weise bereits auf Grund des gegen-
wärtigen Planungsrechtes realisier-
bar.   
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

11  Nr. 19 
Der Beteiligte vertritt die Auffas-
sung, dass die vorgeschlagene 
Nachverdichtung von derzeit 0,25 
auf 0,3 bzw. z. T. sogar 0,4 und 
vor allem die „Erhöhung der Bau-
masse“ durch Erhöhung der maxi-
malen Zahl der Vollgeschosse von 
derzeit 2 auf 3 von der überwie-
genden Mehrheit der Sonnenber-
ger abgelehnt werde.  
 
 
Nr. 7 
Der Beteiligte meint, dass die von 
der Stadt geplanten Vorgaben von 
dreigeschossigen Häusern nicht 
dem Stadtbild entsprechen wür-
den. Bislang stünden in der 
Laustraße Häuser mit maximal 
zwei Vollgeschossen – dies sei 
durchaus ausreichend. Sonnen-
berg habe früher als „Villenge-
gend“ gegolten, jeder hätte seinen 
eigenen Garten gehabt. Zu erlau-
ben, dies alles zu verbauen, sei 
nicht sinnvoll und nicht im Inte-
resse der Bewohner. 
 
 
Nr. 10 und 14 
Nach Auffassung der Beteiligten 
würde eine Änderung der derzeiti-
gen Situation an der südlichen 
Laustraße und dem angrenzenden 
Wohngebiet in eine 3- [Beteiligter 
Nr. 10] bzw. 3 1/2-stöckige [Betei-
ligter Nr. 14] Bauweise das Ge-
samtbild des gewachsenen Stadt-
teils nachteilig verändern. Deswe-
gen sei die Planung abzulehnen 
bzw. so zu gestalten, dass die 
Bauhöhe des derzeitigen Bestan-
des auch bei einem Neubau bei-
behalten wird. 
 
 
Nr. 16 

 
Anders als die Beteiligten beurteilt 
die Verwaltung das gegenüber dem 
jetzigen Bestand etwas höhere 
Maß der baulichen Nutzung als der 
räumlichen Lage und der Bedeu-
tung der südlichen Laustraße 
durchaus angemessen und damit 
auch als verträglich. Der jetzige Be-
stand ist weitgehend zweigeschos-
sig und wirkt bereits heute auf 
Grund eines hohen Gebäudeso-
ckels und einer erhöhten Erdge-
schossfußbodenhöhe teilweise 
dreigeschossig (ohne dass im pla-
nungsrechtlichen Sinne tatsächlich 
drei Vollgeschosse vorhanden 
sind). Vereinzelt sind auch heute 
bereits dreigeschossige Gebäude 
vorhanden (z. B. Laustraße 6). So-
mit ist zumindest teilweise auch ge-
genwärtig eine dreigeschossige Be-
bauung bereits auf Grund von § 34 
BauGB zulässig. Auch die genann-
ten Werte für die Grundflächenzahl 
sind gegenwärtig teilweise bereits 
realisiert bzw. planungsrechtlich zu-
lässig. Insofern sind die Verände-
rungen durch den Bebauungsplan 
eher als gering zu bewerten. In die-
sem Zusammenhang ist auch fest-
zustellen, dass nach dem aktuellen 
Entwurf lediglich sieben Grundstü-
cke von der Festsetzung Z = 3 be-
troffen sind, sodass die Auswirkun-
gen dieser Festsetzung räumlich 
sehr begrenzt sind. Zudem sind die 
Obergrenzen der Grundflächenzahl 
gemäß § 17 BauNVO nicht annä-
hernd ausgeschöpft.  
 
Nicht zuletzt rechtfertigt sich ein hö-
heres Maß der baulichen Nutzung 
aus der Bedeutung dieses Berei-
ches der südlichen Laustraße als 
E-Zentrum, welcher durch eine Be-
bauung mit drei Vollgeschossen 
und eine angemessene Grundflä-
chenzahl auch entsprechend betont 

 
teilweise 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Die Beteiligte befürchtet, dass die 
Nachverdichtung und Erhöhung 
der zulässigen Geschosse auf 3 
den Charakter des Teilortes er-
heblich nachteilig verändern 
werde; Sonnenberg sei als Villen-
kolonie gebaut worden und solle 
diesen immerhin noch etwas dörf-
lichen Charakter behalten. 
 
Nr. 18 
Nach Auffassung der Beteiligten 
ist eine Nachverdichtung nicht ge-
wünscht. 
 
Nr. 5  
Die Beteiligte regt an: „Bedenken 
Sie bitte auch die Anwohner! 
Wohnraumverdichtung ja, aber 
doch bitte mit Maß und Verstand.“ 
 
Nr. 4 
Der Beteiligte führt aus, dass er 
als Anwohner durch die Planung 
betroffen sei und die Planung 
nicht für durchdacht halte. Dreige-
schossige Bebauung im Sonnen-
berg sei nicht angemessen. 
 
Nr. 3 
Die Beteiligte äußert die Meinung, 
dass eine Reduzierung der Wohn-
raumqualität durch eine unange-
messene Änderung des Bebau-
ungsplans nicht Ziel einer gesamt-
wirtschaftlichen Bebauungspla-
nung sein kann. 
 
Nr. 20 
Um das Stadtbild beizubehalten, 
soll es nach der Auffassung der 
Beteiligten keine Nachverdichtung 
oder Erhöhung der Geschossan-
zahl geben.  

werden soll. Hiermit soll nicht zu-
letzt auch ein – bescheidener – Bei-
trag zur Abmilderung der Wohn-
raumknappheit geleistet werden.  
 
Hinsichtlich der Bezugnahme auf 
das Stadtbild wird auch auf die 
Stellungnahme der Verwaltung zur 
Anregung/Frage Nr. 15 und Nr. 23 
verwiesen. 
 
Wenngleich an den beabsichtigten 
Nutzungswerten grundsätzlich fest-
gehalten werden soll, wurde im Be-
reich Laustraße 1A bis 3 sowie 
Laustraße 22 die maximale Anzahl 
der Vollgeschosse auf Z = II redu-
ziert, auch um dem befürchteten 
Überspringen der höheren Ge-
schossigkeiten Rechnung zu tragen 
(siehe auch unten). Zudem wurde 
auch eine Traufhöhe für die maxi-
mal dreigeschossigen Gebäude 
entlang der Laustraße festgesetzt, 
um ergänzend zur maximalen An-
zahl der Vollgeschosse die Höhen-
entwicklung zu begrenzen. Um eine 
sinnvolle Ausnutzung der zulässi-
gen drei Vollgeschosse zu ermögli-
chen, geht die Traufhöhe über die 
derzeitigen Bestandshöhen hinaus. 
 
 

12  Nr. 3  
Die Beteiligte bemängelt, dass die 
geplante Stockwerkshöhe von drei 
Stockwerken keine maßvolle 
Wohnraumverdichtung darstelle. 

 
Es ist auf die Stellungnahme zu An-
regung Nr. 11 zu verweisen.  
Ergänzend dazu ist festzustellen, 
dass das Planungsrecht den Begriff 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Eine Erhöhung auf 2,5 Stock-
werke wäre ein Kompromiss zwi-
schen den Anforderungen, mehr 
Wohnraum schaffen zu müssen 
und der Wahrung der Interessen 
der Bewohner des Stadtteils.  
 
 

eines halben Geschosses nicht 
mehr kennt. Soweit mit einer 2,5-
stöckigen Bebauung eine Bebau-
ung von zwei Vollgeschosse zzgl. 
einem Staffelgeschoss gemäß Lan-
desbauordnung (§ 2 Abs. 6 Satz 3 
Nr. 2 LBO) gemeint ist, ist festzu-
stellen, dass die Zulässigkeit von 
Staffelgeschossen nicht durch ei-
nen Bebauungsplan geregelt wer-
den kann, sondern diese durch die 
landesrechtliche Regelung stets be-
steht. Im Übrigen sind schon jetzt 
die meisten Grundstücke entlang 
der Laustraße mit zweigeschossi-
gen Gebäuden zzgl. Staffelge-
schoss bebaut. Die vorgeschlagene 
Lösung würde daher kaum zu einer 
nennenswerten Nachverdichtung 
führen. Davon abgesehen ist für 
den ganzen im Plangebiet liegen-
den Teil der Laustraße eine solche 
Bebauung bereits heute schon ge-
mäß 34 BauGB zulässig. 

13  Nr. 11 
Der Beteiligte führt aus, dass die 
Ablehnung des Bebauungsplanes 
durch die beim Erörterungstermin 
Anwesenden nicht nachvollzieh-
bar sei. Die den Bebauungsplan 
ablehnenden Bürger würden nach 
St-Florian-Prinzip (vereinfacht ge-
sagt: “Verschon´ mein Haus, 
zünd´ andere an!“) agieren und 
mit einer überheblichen Haltung 
die Nachverdichtung zur Schaf-
fung von dringend in Stuttgart be-
nötigtem Wohnraum ablehnen. 
Die Verwaltung hätte bei dem Er-
örterungstermin wohlbegründet 
dargelegt, warum der Bebauungs-
plan erforderlich ist. Die Laustraße 
sei für eine Nachverdichtung ge-
eignet, da rund um den ehemali-
gen Bonusmarkt und den angren-
zenden Gebäuden dringend eine 
Erneuerung geboten sei. Auch die 
Gebäude am Ende der Laustraße 

 
Eine Bewertung der Motivation der 
Beteiligten steht der Verwaltung 
nicht zu und ist letztlich auch ent-
behrlich, solange die vorgebrachten 
Belange sachgerecht abgewogen 
werden. 
 
Im Ergebnis sieht die Verwaltung 
auch den Bereich der Laustraße als 
einen geeigneten Standort für eine 
maßvolle Nachverdichtung an 
(siehe Nr. 11). Eine Aufwertung der 
genannten Bereiche ist sicherlich 
erstrebenswert.  
 
Auch der generellen Einschätzung 
zum Wohnraumbedarf, insbeson-
dere hinsichtlich altengerechten 
Wohnungen, wird zugestimmt. 
  

 
im Ergeb-
nis: ja 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Richtung Möhringen mit der Apo-
theke, den Kiosk mit Post/DHL-
Station würden dringend einer ar-
chitektonischen Aufwertung be-
dürfen.  
 
Der Bebauungsplan sei durch-
dacht und entspreche der in ganz 
Stuttgart notwendigen Neuschaf-
fung von Wohnraum, insbeson-
dere für ältere Mitbürger. Der Be-
teiligte führt aus, dass er in sei-
nem Umfeld einige ältere Men-
schen kenne, die ihre Einfamilien-
häuser auf dem Sonnenberg nicht 
mehr bewohnen könnten und drin-
gend auf entsprechenden Wohn-
raum angewiesen wären.  

14  Nr. 11 
Der Beteiligte führt aus, dass nach 
genauer Rechnung der Anteil des 
Plangebiets 1,06 % des Stadtteils 
Sonnenberg (1,95 ha Plangebiet 
zu 184,3 ha Gesamtfläche des 
Sonnenbergs) betrage. Daher 
könne nicht davon die Rede sein, 
dass durch den Bebauungsplan 
das Gesamtbild des Sonnenbergs 
verschandelt werde, wie es von 
den vielen Beteiligten befürchtet 
werde. 
 

 
Der Einschätzung, dass nur ein 
sehr kleiner Teil Sonnenbergs von 
dem Bebauungsplan erfasst wird 
und schon allein aus diesem 
Grunde die Auswirkungen auf den 
Stadtteil sehr begrenzt sein wer-
den, wird zugestimmt.  
Die angeführten Zahlen verdeutli-
chen den Anteil des Plangebietes 
am gesamten Stadtteil sehr ein-
drücklich. Der Vollständigkeit halber 
muss jedoch darauf hingewiesen 
werden, dass die Größe des Plan-
gebiets in Bezug gesetzt wird zur 
Größe des gesamten Stadtteils ge-
mäß amtlicher Stadtteilgliederung. 
Daher sind in dieser Fläche auch 
größere Waldflächen und Landwirt-
schaftsflächen enthalten. Selbst bei 
Bezugnahme auf die tatsächliche 
Siedlungsfläche Sonnenbergs 
bleibt jedoch die genannte Größen-
ordnung im unteren einstelligen 
Prozentbereich erhalten.  

 
- 

5. Stadtbild, Denkmalschutz, erhaltungswürdiger Gebäudebestand 
15  Nr. 8 

Die Beteiligte befürchtet, dass das 
Sonnenberger Stadtbild durch die 
höheren Häuser in seiner Einheit 

 
Zunächst ist festzustellen, dass das 
gegenüber dem jetzigen Bestand 
etwas höhere Maß der baulichen 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

zerstört werde, zweieinhalb Stock-
werke seien hier an der Haupt-
straße absolut ausreichend und 
würden ein einheitliches, offenes 
Stadtbild gewährleisten.  
 
Nr. 6 
Nach Meinung der Beteiligten ver-
schandelt es die Optik, wenn drei-
geschossige Häuser erlaubt wer-
den würden. 
 
Nr. 2 
Die Beteiligte führt aus, dass Son-
nenberg einer der wenigen übrig 
gebliebenen Stadtteile in Stuttgart 
sei, der noch ein einheitliches 
Stadtbild vorweisen könne. Wie 
viel das auch neuen Mitbürgern 
am Herzen liege, zeige sich da-
ran, dass nur wenige Häuser ab-
gerissen werden, viele alte Häuser 
dagegen vollständig renoviert wer-
den würden. Dieser neue Bebau-
ungsplan würde das einheitliche 
Stadtbild von Sonnenberg zerstö-
ren. Man müsse sich nur Rieden-
berg anschauen, das auch schon 
verschandelt worden sei. So eine 
städtische Planung sei nicht im 
Sinne der Bürger und könne auch 
eigentlich nicht im Sinne der Stadt 
sein.  
 
 

Nutzung gegenüber dem Bestand 
von der räumlichen Lage und der 
Bedeutung der südlichen Laustraße 
durchaus städtebaulich sinnvoll und 
auch verträglich gestaltet ist. Der 
jetzige Bestand ist weitgehend 
zweigeschossig und wirkt bereits 
heute auf Grund eines hohen Ge-
bäudesockels und einer erhöhten 
Erdgeschossfußbodenhöhe teil-
weise dreigeschossig. Vereinzelt 
sind auch heute bereits dreige-
schossige Gebäude vorhanden (z. 
B. Laustraße 6). Somit ist zumin-
dest teilweise auch gegenwärtig 
eine dreigeschossige Bebauung 
bereits auf Grund von § 34 BauGB 
zulässig. Insofern sind die Verände-
rungen durch den Bebauungsplan 
eher als gering zu bewerten.  
 
Darüber hinaus ist durch diesen 
Bebauungsplan nicht mit einer 
massiven städtebaulichen Neuord-
nung im Plangebiet zu rechnen. Es 
ist sicherlich nicht auszuschließen, 
dass auch im Einzelfall Investitions-
anreize auslöst werden, welche 
zum Abriss von Gebäuden führen. 
Vor dem Hintergrund, dass bereits 
heute auf Grund von § 34 BauGB 
auf den vielen Grundstücken ein 
deutlich höheres Maß im Vergleich 
zum Bestand realisierbar wäre und 
dies (z. T. seit Jahrzehnten) nicht 
vollkommen ausgeschöpft wurde, 
ist die Gefahr als gering anzuse-
hen, dass ausgerechnet mit diesem 
Bebauungsplan größere Investitio-
nen stimuliert werden, welche die 
Gebietsprägung schnell, massiv 
und nachhaltig verändern. Die Ge-
fahr besteht zudem grundsätzlich 
auch bei einer Beibehaltung der jet-
zigen planungsrechtlichen Situa-
tion, da auch eine Verdichtung im 
Planungsgebiet nach § 34 BauGB 
eine gewisse Eigendynamik entfal-
ten kann.     
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

  
Im Übrigen ist zumindest der Be-
reich entlang der südlichen 
Laustraße keineswegs durch eine 
einheitliche, durchgängig „histori-
sche“ Bebauung geprägt, sondern 
gerade ein Beispiel dafür, dass eine 
städtebauliche Situation sich auch 
wandelt. So sind vor allem die La-
dengruppe am Anfang der 
Laustraße (Haus-Nr. 3), das Ge-
bäude der ehemaligen BW-Bank, 
das Generationszentrum (nicht im 
Geltungsbereich liegend, aber den 
Bereich prägend), der Lebensmit-
telladen Laustraße 20 und die Bä-
ckerei Laustraße 22 – und zukünftig 
auch das Gebäude der Lebenshilfe 
(Laustraße 6) – allesamt Gebäude, 
die auf Grund des Baustils ohne 
weiteres als Gebäude der letzten 
Jahrzehnte erkennbar sind bzw. in 
den letzten Jahrzehnten bedeu-
tende Umgestaltungen erfahren ha-
ben.  
 
Die Gefahr, dass die Dreigeschos-
sigkeit und/oder allgemein ein hö-
heres Maß der baulichen Nutzung 
auf Bereiche Sonnenbergs außer-
halb des Geltungsbereiches über-
springt, wird als sehr gering ange-
sehen (siehe Stellungnahme zur 
Anregung Nr. 23). 
 
Soweit mit der Forderung von 
„zweieinhalb Stockwerken“ eine Be-
bauung von zwei Vollgeschossen 
zuzüglich eines Dachgeschosses 
angeregt wird, ist festzustellen, 
dass dies in dieser Form nicht fest-
gesetzt werden kann, da im Bebau-
ungsplan nur ganze Vollgeschosse 
festgesetzt werden können. Die Zu-
lässigkeit von Staffelgeschossen ist 
eine landesrechtliche Vorschrift, die 
durch einen Bebauungsplan nicht 
geregelt werden kann; sie gilt un-
mittelbar. 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

16  Nr. 19 
Der Beteiligte bemängelt, dass 
dem geringeren Beitrag zur Wohn-
raumversorgung gegenüberstehe, 
dass im Geltungsbereich „erhal-
tungswürdiger“ Gebäudebestand 
vorhanden sei, der durch einen 
solchen Bebauungsplan gefährdet 
werden könnte, weil Privateigentü-
mer und Investoren zu Abriss und 
Neubau stimuliert werden könn-
ten. Als Beispiel für „erhaltungs-
würdigen“ Gebäudebestand wer-
den die den Sonnenberg kenn-
zeichnenden Kaffeemühlenhäuser 
genannt.  
Neuer Wohnraum könne in Stutt-
gart in zahlreichen Gebieten ohne 
Gefährdung „historischer Bauten“ 
möglich sein.  
 

 
Zunächst einmal ist hierzu festzu-
stellen, dass nur ein Gebäude im 
Plangebiet tatsächlich unter Denk-
malschutz steht. Dieses ist ebenge-
rade dadurch entsprechend ge-
schützt, sodass eine Veränderung 
dieses Gebäudes oder gar ein Ab-
riss nur bei Vorliegen der engen 
denkmalrechtlichen Voraussetzun-
gen möglich wäre. Der Begriff des 
„erhaltungswürdigen Gebäudebe-
stands“ bzw. des „historischen 
Baus“ existiert als solcher im recht-
lichen Sinne nicht. Es ist zwar 
durchaus nicht von der Hand zu 
weisen, dass mehrere Gebäude im 
Plangebiet eine besondere archi-
tektonische Qualität aufweisen oder 
prägend für eine bestimmte Baue-
poche sind, sodass der Erhalt der 
Gebäude erstrebenswert erscheint. 
Dies ist jedoch als einfacher Belang 
zu bewerten, dem an sich kein her-
ausgehobenes Gewicht zukommt.  
 
Allgemein ist hinsichtlich der be-
fürchteten Auswirkungen auf das 
Stadtbild auf die Stellungnahme zur 
Anregung Nr. 15 zu verweisen. Er-
gänzend ist dazu konkret mit Blick 
auf die „Kaffeemühlenhäuser“ Fol-
gendes festzustellen: Dieser Begriff 
wird üblicherweise für Häuser ver-
wendet, welche über einen mehr o-
der weniger quadratischen Grund-
riss verfügen sowie in der Regel 
zwei Vollgeschosse und ein Walm-
dach aufweisen, sodass sie in ih-
rem Erscheinungsbild zumindest 
entfernt an eine Kaffeemühle erin-
nern. Dass dieser Haustypus in ge-
wissem Rahmen prägend für Son-
nenberg ist, ist nicht in Abrede zu 
stellen. Allerdings wird dieser Haus-
typus kaum von der vorgesehenen 
Erhöhung des Maßes der baulichen 
Nutzung durch den Bebauungsplan 
erfasst. Lediglich für die Laustraße 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

4 und 16 ist eine nennenswerte Er-
höhung der Nutzungswerte gegen-
über dem Gebäudebestand vorge-
sehen, nämlich eine GRZ von 0,4 
und die maximale Anzahl der Voll-
geschosse von 3. Für die übrigen 
Grundstücke ist lediglich eine GRZ 
von 0,25 bzw. 0,3 und eine maxi-
male Anzahl der Vollgeschosse von 
Z = II vorgesehen. Letztlich wäre 
ein Abriss der Kaffeemühlenhäuser 
auch heute bereits nicht zu verhin-
dern, da sie nicht denkmalschutz-
rechtlich oder in sonstiger Weise 
geschützt sind.  
 
Zur Klarstellung ist darauf hinzuwei-
sen, dass natürlich die „Kaffeemüh-
lenhäuser“ nach wie vor zulässig 
bleiben.  
 
Hinsichtlich des vermeintlich gerin-
gen Beitrags zur Wohnraumversor-
gung und der vermeintlich besseren 
Eignung anderer Bereiche im Stadt-
gebiet zur Nachverdichtung wird 
auf die obigen Stellungnahmen ver-
wiesen (siehe Stellungnahme zur 
Anregung Nr. 8).  

17  Nr. 16 
Nach Auffassung der Beteiligten 
erscheint die Wahl des Gebietes 
willkürlich. Insbesondere „die Ein-
beziehung der Anna-Peters-
Straße Richtung Kirche sowie das 
Gebiet an die Kremmler- und Fal-
kenstraße angrenzend ist durch 
die max. zweistöckige Bebauung 
geprägt“ [sic!]. Das Erscheinungs-
bild werde negativ verändert, 
wenn höhere Gebäude, z. B. ne-
ben den Häusern, die unter Denk-
malschutz stehen, errichtet wer-
den.  

 
Hinsichtlich der wesentlichen Erwä-
gungen bei der Abgrenzung des 
Geltungsbereiches wird auf die 
Stellungnahme zur Anregung/Frage 
Nr. 9 verwiesen. Darüber hinaus ist 
festzustellen, dass nur für einen be-
stimmten Teil der Laustraße eine 
Bebauung mit maximal drei Vollge-
schossen vorgesehen ist, nicht je-
doch für die von der Beteiligten ge-
nannten Bereiche.  
 
Im Plangebiet selber liegt mit der 
Laustraße 12 nur ein Denkmal. Die-
ses und seine Umgebung sind in 
der Tat durch die Festsetzung einer 
maximalen Anzahl der Vollge-
schosse von Z = III betroffen. Es 
wird jedoch nicht die Auffassung 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

geteilt, dass eine dreigeschossige 
Bebauung in der Umgebung quasi 
automatisch negative Auswirkun-
gen auf das Denkmal hat. Das 
Denkmal selber ist durch das Denk-
malschutzrecht geschützt; inwieweit 
für dieses Gebäude tatsächlich eine 
dreigeschossige Bebauung reali-
siert werden kann, wird von dem 
Vorliegen der denkmalrechtlichen 
Voraussetzungen abhängen. 
 
Zwei weitere Denkmale grenzen 
unmittelbar an das Plangebiet an. 
Allerdings liegen diese nicht in der 
unmittelbaren Umgebung von Be-
reichen, für die zukünftig maximal 
drei Vollgeschosse vorgesehen 
sind. Nennenswerte Auswirkungen 
sind daher nicht zu befürchten.   

18  Nr. 12 
Der Beteiligte findet, dass es er-
staunlich sei, dass es im zuständi-
gen Gremium überhaupt diskussi-
onsfähig ist, das Erscheinungsbild 
in diesem Bereich Sonnenbergs 
so unharmonisch umzugestalten. 
Selbst wenn es im Laufe der 
Jahre zu einigen zusätzlichen 
Wohnungen führen würde, würde 
die Zerstörung des bisher harmo-
nischen Gesamtbildes des Son-
nenbergs in keinem Verhältnis 
zum Nutzen stehen. Der Stadt 
Stuttgart mangele es wirklich nicht 
an Bausünden aller Art und vielen 
Stellen, aber es sei nach Meinung 
des Beteiligten ja nicht verboten, 
sich zu verbessern. 
Die zusätzliche Bebauung der 
Tennisplätze wäre zu seiner Über-
raschung abgelehnt worden. Die 
nun vorliegende Planung stelle ei-
nen wesentlich stärkeren Eingriff 
in das Wohngebiet Sonnenberg 
dar.  

 
Die Auffassung bzgl. der Auswir-
kungen wird nicht geteilt. Hierzu 
kann auf die Stellungnahmen der 
Verwaltung zu den Anregungen Nr. 
15 und 23 verwiesen werden.  
 
Zudem wird es aus Sicht der Ver-
waltung nicht als ausreichend an-
gesehen, auf andere (vermeintlich) 
bestehende Wohnbaupotenziale zu 
verweisen. Vielmehr ist vor allem 
auch die Aktivierung kleinerer 
Wohnbaupotenziale erforderlich 
(siehe auch Stellungnahme zur An-
regung Nr. 8). Darüber hinaus ist zu 
den Wohnbaupotenzialen an den 
Tennisplätzen (südwestlicher Sied-
lungsrand von Sonnenberg) festzu-
stellen, dass dieser Bereich im Au-
ßenbereich liegt und die Außenent-
wicklung grundsätzlich nicht den 
Leitlinien der Stadtentwicklung in 
Stuttgart entspricht. Zudem ist die-
ser Bereich infrastrukturell (insbe-
sondere hinsichtlich des ÖPNV) un-
zureichend erschlossen und hin-
sichtlich des Waldabstandes prob-
lematisch.  

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

19  Nr. 15  
Nach Auffassung des Beteiligten 
ist es klar absehbar, dass bei ei-
ner Erhöhung der Geschossflä-
chenzahl Spekulanten angezogen 
werden. Dies führe zu einem Ab-
riss von schönen Häusern zu-
gunsten der immer gleichen primi-
tiven Neubauten der heutigen Zeit 
(Quader). 

 
Zur Klarstellung ist zunächst festzu-
stellen, dass nicht die Geschossflä-
chenzahl, sondern die Grundflä-
chenzahl und die maximale Anzahl 
der Vollgeschosse festgesetzt wer-
den sollen. Ansonsten ist auf die 
Stellungnahme zur Anregung Nr. 
15 zu verweisen. 

 
nein 
 

20  Nr. 15 
Nach Auffassung des Beteiligten 
werden in der Stadt Stuttgart seit 
Jahrzehnten die Stadt verschan-
delt durch den Abriss schöner 
Häuser. Bis heute gäbe es keine 
Straßenerhaltungssatzung. Das 
Bauamt fördere die Spekulanten, 
die die Stadt nachhaltig verschan-
deln.  

 
Zunächst einmal ist festzustellen, 
dass es der Stadt Stuttgart nur un-
ter bestimmten Umständen möglich 
ist, den Abriss von Gebäuden zu 
beschränken. So kann die Stadt 
insbesondere Erhaltungssatzungen 
nach § 172 BauGB erlassen, wo-
von die Stadt auch an vielen Stellen 
im Stadtgebiet auch Gebrauch ge-
macht hat. Mit Blick auf die archi-
tektonische Qualität kommen Sat-
zungen nach Absatz 2 des genann-
ten Paragraphen in Betracht, wel-
che zur Erhaltung der städtebauli-
chen Eigenart des Gebiets auf 
Grund seiner städtebaulichen Ge-
stalt erlassen werden können. Auch 
in diesen Gebieten ist jedoch eine 
Versagung einer Abrissgenehmi-
gung nur möglich, wenn die jewei-
lige bauliche Anlage allein oder im 
Zusammenhang mit anderen bauli-
chen Anlagen das Ortsbild, die 
Stadtgestalt oder das Landschafts-
bild prägt oder sonst von städte-
baulicher, insbesondere geschichtli-
cher oder künstlerischer Bedeutung 
ist. Dies trifft nur auf einen geringen 
Teil der Gebäude im Stadtgebiet 
zu; die alleinige Feststellung, dass 
ein Gebäude „schön“ sei, reicht je-
denfalls nicht aus. 
Was der Beteiligte unter „Straßen-
erhaltungssatzung“ versteht, wird 
nicht ersichtlich. Da der Beteiligte 
dies im Zusammenhang mit einer 
generellen Kritik zur Stuttgarter 
Städtebaupolitik vorbringt, bleibt 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

auch unklar, ob er eine solche Sat-
zung für das Plangebiet fordert o-
der nicht. Soweit die Äußerung da-
hingehend zu interpretieren ist, 
dass mit „Straßenerhaltungssatzun-
gen“ die oben erwähnten Erhal-
tungssatzungen nach § 172 BauGB 
gemeint sind und eine solche auch 
für das Plangebiet als sinnvoll an-
gesehen wird, so ist hierzu festzu-
stellen, dass seitens der Verwal-
tung diese Einschätzung nicht ge-
teilt wird.  
 
Insgesamt wird die Gefahr einer 
massiven Veränderung des städte-
baulichen Erscheinungsbildes im 
Plangebiet als gering angesehen. 
Hierzu ist auch auf die Stellung-
nahme zu Anregung Nr. 15 zu ver-
weisen. 

21  Nr. 17 
Die Beteiligte spricht sich dafür 
aus, den alten Orts-/Stadtbild-
Charakter entlang der Laustraße 
beizubehalten wie es im Mittelalter 
gang und gäbe gewesen wäre. Im 
Erdgeschoss ein Laden und 
drüber Wohnungen, damit die Ein-
famlienhäuser-Bauweise mit Gar-
ten drumherum erhalten bleibe.  

 
Die Anregung ist teilweise unver-
ständlich, weil nicht ersichtlich wird, 
warum die horizontale Nutzungsmi-
schung eine bestimmte Bauweise 
bzw. einen bestimmten Häusertyp 
zur Folge haben soll, der zudem e-
her untypisch für Wohn- und Ge-
schäftshäuser anzusehen ist.  
Im Ergebnis kommen die Festset-
zungen des nun vorliegendem Be-
bauungsplanentwurfes den Zielvor-
stellungen der Beteiligten auf 
Grund unterschiedlicher Festset-
zungen sehr nahe: Einzelhandels-
betriebe werden im MI generell auf 
das UG bzw. EG beschränkt; im 
MI2 sind Wohnungen in der Erdge-
schosszone zudem ausgeschlos-
sen. Damit wird die angestrebte 
Nutzungsmischung zumindest be-
günstigt, wenn auch natürlich die 
Einzelhandelsansiedlung nicht er-
zwungen werden kann. Durch Fest-
setzung von Einzel- oder Doppel-
häusern einschließlich einer maxi-
malen Gebäudelänge, einer ent-
sprechenden Vorgartenzone und 

 
teilweise 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

einer verhältnismäßig geringen 
Grundflächenzahl ist der „Garten 
drumherum“ recht wahrscheinlich. 
Einfamilienhäuser können als sol-
che nicht zwingend festgesetzt wer-
den. Gebäude sind jedoch als Ein-
zel- oder Doppelhäuser zulässig.  

22  Nr. 13 
Der Beteiligte führt aus, dass es 
außerordentlich bedauerlich sei, 
dass ein gewachsenes und gut 
strukturiertes Wohngebiet durch 
solch einen Bebauungsplan kaputt 
gemacht werde. Nach Auffassung 
des Beteiligten sollen mit vorge-
schobenen, scheinbar fürsorgli-
chen Begründungen Investorenin-
teressen (Einkaufen, Versorgung 
etc.) honoriert werden, dabei 
seien die notwendigen Einkaufs-
möglichkeiten inzwischen gege-
ben.  

 
Wie in der Stellungnahme zur Anre-
gung Nr. 15 dargestellt, wird die 
Einschätzung nicht geteilt, dass 
durch den Bebauungsplan derart 
große Investitionsanreize ausgelöst 
werden, dass die Gebietsprägung 
schnell, massiv und nachhaltig ver-
ändert wird. Da der Beteiligte selbst 
von einem „Wohngebiet“ spricht, ist 
zudem klarzustellen, dass gerade 
für die im besonderen Maße wohn-
baulich geprägten Bereiche die 
Spielräume mit einer Festsetzung 
eines allgemeinen Wohngebiets, ei-
ner maximalen Anzahl der Vollge-
schosse von 2 und einer Grundflä-
chenzahl von 0,25 bzw. 0,3 stark 
begrenzt sind. Damit dürften sich 
gerade für diese Bereiche kaum zu-
sätzliche Investitionsanreize erge-
ben. 
 
Wie in der Begründung zum Bebau-
ungsplan ausreichend dargelegt 
(siehe dort Punkt 2, Ziel und Zweck 
der Planung und Punkt 4.1, Städte-
bauliche Konzeption) liegt dem Be-
bauungsplan ein schlüssiges Pla-
nungskonzept zu Grunde. Der Be-
bauungsplan dient nicht der Hono-
rierung des Interesses eines be-
stimmten oder mehrerer bestimmter 
Investoren. Dass ein Bebauungs-
plan, der zum Ziel hat, einen zent-
ralen Versorgungsbereich zu si-
chern und fortzuentwickeln, auch 
Vorteile für private Grundstücksei-
gentümer hat, liegt in der Natur der 
Sache und ist nicht zwingend ein 
Indiz für eine einseitige Planung zu-

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

gunsten eines oder mehrerer Inves-
toren. Substanzielle Argumente, die 
diesen Vorwurf belegen, nennt der 
Beteiligte nicht.  
 
Zur vom Beteiligten angezweifelten 
Sinnhaftigkeit der Ziele des Bebau-
ungsplanes vor dem Hintergrund 
der bestehenden, als ausreichend 
bewerteten Einkaufsmöglichkeiten 
wird auf die Stellungnahme zur An-
regung Nr. 25 verwiesen.  

6. Auswirkungen auf den Stadtteil 
23  Nr. 19 

Der Beteiligte kritisiert, dass dem 
geringen Beitrag zur Wohnraum-
versorgung gegenüber stehe, 
dass den Sonnenbergern ein 
Stück weit die gewachsene Identi-
tät geraubt werde.  
 
Nr. 1 
Die Beteiligte befürchtet, dass 
durch den Bebauungsplan und die 
vorgesehene unterschiedliche Be-
bauung (2/3 Vollgeschosse) der 
bauliche Charakter Sonnenbergs 
zerstört werde. Eine solche Be-
bauung passe nicht zum Gesamt-
eindruck vom Sonnenberg, der 
mittlerweile ca. 100 Jahren be-
stehe und kontinuierlich fortgeführt 
werden sollte. 
 
Nr. 15 
Nach Auffassung des Beteiligten 
führt die jetzige Vorlage nun auch 
zu einer Verschandelung des 
Stadtteils Sonnenberg. Schöne 
Häuser würden dann im Laufe der 
Jahre abgerissen. 
 
 
 

 
Was die Identität eines Stadtteils 
prägt, insbesondere aus Sicht der 
Bewohner, ist erheblich durch die 
persönliche Wahrnehmung beein-
flusst. Insoweit ist die Frage, wel-
chen Einfluss der Bebauungsplan 
auf die „gewachsene Identität“ hat, 
nicht allein mit rationalen Argumen-
ten zu beantworten. 
Allerdings sind die Auswirkungen 
auf das Ortsbild in Sonnenberg o-
der auf die generelle städtebauliche 
Entwicklung Sonnenbergs als sehr 
begrenzt zu bewerten. Der Bebau-
ungsplan erfasst mit dem zentralen 
Versorgungsbereich des Stadtteils 
und seinen angrenzenden Randbe-
reichen nur einen sehr kleinen Teil 
von Sonnenberg (siehe auch Stel-
lungnahme zur Anregung Nr. 14), 
wobei wiederum nur für einen Teil 
des Geltungsbereiches eine nen-
nenswerte Erhöhung des Maßes 
der baulichen Nutzung gegenüber 
dem Bestand ermöglicht wird. Ins-
besondere wird nur für sieben 
Grundstücke zukünftig eine Bebau-
ung mit bis zu drei Vollgeschossen 
festgesetzt, die zum einen heute 
zumindest stellenweise bereits 
möglich wäre und im Übrigen auch 
mit Blick auf die Bedeutung des Be-
reiches für den Stadtteil als ange-
messen angesehen werden kann. 

 
- 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Wie in der Stellungnahme zur Anre-
gung Nr. 15 ausgeführt ist auch 
nicht mit einem schnellen und mas-
siven Ersatz des heutigen Gebäu-
debestandes infolge größerer In-
vestitionsanreize zu rechnen.  
 
Hinsichtlich des vermeintlich gerin-
gen Beitrags zur Wohnraumversor-
gung wird auf die obigen Stellung-
nahmen verwiesen (siehe auch 
Stellungnahme zur Anregung Nr.8).  

24  Nr. 11 
Der Beteiligte führt aus, dass mit 
einer klugen und ansprechenden 
architektonischen Planung der ge-
samte Sonnenberg aufgewertet 
werde und die heutigen (vehe-
menten) Gegner davon langfristig 
profitieren würden.  

 
Der Auffassung, dass durch den 
Bebauungsplan eine Aufwertung 
des Plangebiets erfolgen kann, wird 
zugestimmt. Da es sich jedoch nur 
um einen kleinen Teil Sonnenbergs 
handelt, dürften auch die positiven 
Auswirkungen weitgehend auf das 
Plangebiet begrenzt sein. 

 
- 

7. Art der baulichen Nutzung, Nutzungsmischung 
25  Nr. 16 

Nach Meinung der Beteiligten sind 
die Ladenzeile und der kleine La-
den ausreichend für den täglichen 
Bedarf, mehr Bedarf gäbe es auf 
Grund der nahegelegenen Ein-
kaufsmöglichkeiten in Möhringen 
bzw. Albplatz Degerloch, beides 
mit der Stadtbahn zu erreichen, 
nicht. 
 
 
Nr. 13 
Der Beteiligte kritisiert, dass es 
der städtischen (Wohnungs-)Poli-
tik entspreche, nicht vorhandenen 
Bedarf und nicht vorhandene Be-
dürfnisse der Bürger zu formulie-
ren und dann differenzierte Ver-
hältnisse auf einem niedrigen Ni-
veau einzuebnen. 

 
Der Bebauungsplan verfolgt das 
Ziel, das E-Zentrum an der 
Laustraße zu stärken und sinnvoll 
fortzuentwickeln. Insbesondere mit 
der Festsetzung eines Mischgebie-
tes werden für die bestehenden 
Einzelhandelsbetriebe und die wei-
teren Gewerbebetriebe die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Sicherung und Entwicklung des 
Bestandes geschaffen. Dabei wird 
nicht zuletzt auch der Gefahr vorge-
beugt, dass das Gebiet um die 
Laustraße in ein Wohngebiet „um-
kippt“, womit Einzelhandelsbetriebe 
und andere Betriebe dort zukünftig 
unter Umständen nicht mehr zuläs-
sig wären. 
 
Die Ansiedlung neuer Einzelhan-
delsbetriebe – in einem bestimmten 
Rahmen – wäre zwar zur Erweite-
rung des Angebotes vor Ort durch-
aus städtebaulich wünschenswert. 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Allerdings sind weder die städte-
bauliche Konzeption noch die dar-
aus resultierenden Festsetzungen 
allein auf eine Einzelhandelsnut-
zung verengt gestaltet, sondern las-
sen auch andere Nutzungen zu.   
 
Grundsätzlich ist davon auszuge-
hen, dass auch die Ansiedlung 
neuer Einzelhandelsbetriebe unter 
betriebswirtschaftlichen Gesichts-
punkten erfolgt und damit auch die 
Gefahr von Einzelhandelsansied-
lungen ohne Bedarfsgrundlage als 
gering zu bewerten ist. Auf Grund 
von § 11 Abs. 3 BauNVO werden 
zudem in dem Mischgebiet großflä-
chige Einzelhandelsbetriebe, die 
sich nach Art, Lage oder Umfang 
auf die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung oder auf die städte-
bauliche Entwicklung und Ordnung 
nicht nur unwesentlich auswirken 
können, nicht zulässig sein. Des 
Weiteren wird durch Ausschluss 
von Einzelhandelsbetrieben ab dem 
ersten Obergeschoss der Ansied-
lung größeren Einzelhandelsagglo-
merationen vorgebeugt. Auch durch 
die beiden zuletzt genannten Um-
stände wird die Möglichkeit be-
grenzt, dass sich Einzelhandelsbe-
triebe ansiedeln, die nicht dem Be-
darf des E-Zentrums entsprechen.   
 
Gewisse Einschränkungen hinsicht-
lich der Art der baulichen Nutzung 
sind zugebenermaßen mit dem 
Ausschluss von Wohnen in der Erd-
geschosszone des MI2 verbunden. 
Allerdings sind damit nicht nur Ein-
zelhandelsbetriebe zulässig, son-
dern vor allem auch Büro- und Ge-
schäftsnutzungen und sonstige Ge-
werbebetriebe, sodass eine sinn-
volle wirtschaftliche Nutzung nach 
wie vor möglich ist. Die MI2-Fest-
setzung betrifft den Kern des zent-
ralen Versorgungsbereiches, der 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

sich bereits gegenwärtig durch eine 
weitgehende Dienstleistungs- und 
Gewerbenutzung in der Erdge-
schosszone auszeichnet. 

26  Nr. 9 
Der Beteiligte ist Eigentümer des 
Grundstücks Laustraße 4. Er 
spricht sich dafür aus, dass bei 
der Ausweisung der Baugebietsart 
der jetzige Bestand (Wohnen und 
logopädische Praxis) berücksich-
tigt wird.  

 
Für das Grundstück Laustraße 4 
soll nach dem derzeitigen Entwurfs-
stand ein Mischgebiet ausgewiesen 
werden. Die beiden genannten Nut-
zungen sind dort allgemein zuläs-
sig. Dies wären sie auch in einem 
allgemeinen Wohngebiet, welches 
dort gemäß ursprünglicher Pla-
nungsabsicht (siehe Aufstellungs-
beschluss) ausgewiesen werden 
sollte. 

 
ja 

27  Nr. 7 
Der Beteiligte lehnt eine gewerbli-
che Nutzung ab, da es schon ge-
nug Läden gäbe, die sich kaum 
über Wasser halten könnten 
(siehe Bonus). 
 
Nr. 6 
„Unsere Geschäfte müssen meist 
schon um das Überleben kämp-
fen, noch mehr Fläche auszuwei-
sen, ist sinnlos.“ 
 
Nr. 4 
Der Beteiligte bezeichnet die Idee, 
Mischflächen zuzulassen, sprich 
kleineren Läden zu erlauben, sich 
in der Laustraße anzusiedeln, als 
„völligen Quatsch“. Bislang gäbe 
es ein paar Geschäfte, die selbst 
ums Überleben kämpfen würden. 
Noch zusätzliche Flächen 
bräuchte man nicht – diese stün-
den dann nur leer. 

 
Zur Sicherung und Fortentwicklung 
des zentralen Versorgungsberei-
ches entlang der südlichen 
Laustraße wird die Ausweisung ei-
nes Mischgebietes als erforderlich 
angesehen, in dem u. a. Einzelhan-
delsbetriebe (im Erdgeschoss und 
im Untergeschoss) und sonstige 
Gewerbebetriebe allgemein zuläs-
sig sind. Die Betriebe auf den Be-
stand zu beschränken oder gar zu 
überplanen, würde deren Entwick-
lungsspielräume erheblich ein-
schränken und nicht zuletzt auch 
das E-Zentrum „südliche 
Laustraße“ gefährden. 
  
Selbst wenn man von der Auswei-
sung eines Mischgebiets absehen 
und stattdessen ein allgemeines 
Wohngebiet ausweisen würde, wä-
ren dort Läden zur Gebietsversor-
gung allgemein zulässig. Ein gänzli-
cher Ausschluss von (weiteren) Lä-
den ist für die Laustraße, welche im 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
als E-Zentrum ausgewiesen ist, pla-
nerisch gerade nicht gewünscht. 
  
Ansonsten ist auf die Stellung-
nahme zur Anregung Nr. 25 zu ver-
weisen.  

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

8. Maximale Höhe baulicher Anlagen 
28  Nr. 17 

Nach Auffassung der Beteiligten 
müsse endlich eine Maximalhöhe 
vorgeschrieben werden (z. B. 12,8 
m bzw. was derzeit Standard ist), 
„damit die Trickserei mit den 
zwei/drei Vollgeschosse auf die 
dann noch zwei/drei Halbge-
schosse draufgesetzt werden dür-
fen und ganz schnell eine Hoch-
haus-Mentalität und Klotzcharak-
ter entsteht“. [sic!]  

 
Der Anregung wird im Ergebnis 
durch Festsetzung einer Traufhöhe 
entlang der Laustraße (soweit ma-
ximal drei Vollgeschosse zulässig) 
Rechnung getragen. 
 
Zur Klarstellung wird darauf hinge-
wiesen, dass das Baurecht den Be-
griff „Halbgeschoss“ nicht kennt. 
Soweit hiermit ein Nicht-Vollge-
schoss gemäß Landesbauordnung 
gemeint ist, wird darauf aufmerk-
sam gemacht, dass (mit Ausnahme 
von Technikgeschossen und be-
stimmten Hohlräumen) nur ein 
Nicht-Vollgeschoss (das sog. Staf-
felgeschoss) oberhalb der festge-
setzten Zahl der Vollgeschosse zu-
lässig ist. Die Zulässigkeit von Staf-
felgeschossen ist eine landesrecht-
liche Vorschrift, die durch einen Be-
bauungsplan nicht geregelt werden 
kann und unmittelbar gilt. 

 
im Ergeb-
nis: ja 

9. Dachform  
29  Nr. 17 

Die Beteiligte fordert: Als Land-
hausgebiet konzipiert und bekannt 
und zu weiten Teilen als solches 
heute noch erhalten, müsse die 
Satteldach-Form vorgeschrieben 
werden. Flachdächer hätten dort 
nichts verloren und bei einem 
Neubau solle darauf geachtet wer-
den, dass keine weiteren Bausün-
den mit Flachdach wie das Mehr-
generationenhaus zugelassen 
würden.  

 
Die Verwaltung teilt die Auffassung, 
dass das Satteldach (zusammen 
mit dem Walmdach) gebietsprä-
gend ist. Daher werden lediglich 
diese beiden Dachformen sowie 
das in dieser Hinsicht ebenfalls ver-
trägliche Mansardendach zugelas-
sen. Eine Stellungnahme dazu, in-
wieweit das erwähnte Mehrgenera-
tionenhaus als „Bausünde“ zu be-
werten ist, ist entbehrlich.  

 
ja 

10. Verkehr/Parksituation 
30  Nr. 3 

Nach Auffassung der Beteiligten 
wird es durch die geplante Ver-
dichtung zu einer nicht mehr ak-
zeptablen Verschärfung der be-
reits bestehenden angespannten 

 
Dass die Parkplatzsituation zumin-
dest zeitweise als angespannt zu 
bewerten ist, ist nicht in Abrede zu 
stellen.  
 

  
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Parkplatzsituation kommen. Be-
reits heute seien die an der 
Laustraße angrenzenden Straßen 
wie Degerlocher Straße, Falken-
straße oder Kremmlerstraße täg-
lich von auswärtigen Stadtbahnbe-
nutzern vollkommen zugeparkt. 
Bewohner des Stadtteil Sonnen-
berg müssten ihrerseits heute 
schon Garageneinfahrten der 
Nachbarn nutzen, um die Fahr-
zeuge von Besuchern ordnungs-
gemäß abstellen zu können.  
 
Nr. 4 
Der Beteiligte meint, dass durch 
noch mehr Bewohner ein noch 
größerer Parkdruck, als er ohne-
hin schon existiert, entsteht. 
 
Nr. 6 
Die Beteiligte sieht es als eine 
„Katastrophe für Autofahrer“ an, 
wenn drei Geschosse erlaubt wer-
den würden. Höhere Häuser wür-
den mehr Bewohner und damit 
mehr Autos bedeuten. Parken in 
den Seitenstraßen sei zu Ge-
schäftszeiten ohnehin schon kaum 
möglich, da viele Pendler die 
Nähe zur Stadtbahnhaltestelle 
nutzen und ihre Autos vor die Ein-
fahrten und in die Seitenstraßen 
stellen würden. (Die Laustraße 
selbst werde wenig beparkt, da 
man hier einen Parkschein lösen 
müsse.) 
 
 
Nr. 8 
Die Beteiligte befürchtet, dass es 
durch die abrupte Wohnraumver-
dichtung zu einer weiteren Park-
platznot komme (bereits jetzt be-
stünden schon Probleme auf 
Grund von Pendlern, welche in 
den Seitenstraßen parken wür-
den). 

Unabhängig von der bestehenden 
Situation ist jedenfalls nicht damit 
zu rechnen, dass sich die beste-
hende Situation durch die Planung 
nennenswert verschlechtert: Die Er-
höhung der maximalen Anzahl der 
Vollgeschosse betrifft lediglich sie-
ben Grundstücke, die heute bereits 
meist zweigeschossig bebaut sind. 
Auch die Erhöhung der Grundflä-
chenzahl gegenüber dem Bestand 
entlang der Laustraße (0,4 für das 
Mischgebiet und 0,3 für das allge-
meine Wohngebiet) betrifft insge-
samt nur elf Grundstücke. Von ei-
ner „abrupten Wohnraumverdich-
tung“ bzw. einer erheblichen Stei-
gerung der Bewohnerzahl im Plan-
gebiet kann demnach nicht die 
Rede sein, zumal dieses Maß der 
baulichen Nutzung zumindest teil-
weise heute schon realisiert ist. 
 
Darüber hinaus besteht nach der 
Landesbauordnung die Verpflich-
tung, den durch ein bauliches Vor-
haben ausgelösten Stellplatzbedarf 
grundsätzlich auf dem Baugrund-
stück nachzuweisen. Eine nen-
nenswerte Verschärfung der Park-
raumsituation ist daher als unwahr-
scheinlich anzusehen.  
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sichtigung 

11. Wille der Bevölkerung 
31  Nr. 19  

Der Beteiligte vertritt die Meinung, 
dass selbst Bürger, die durch den 
neuen Bebauungsplan mit einer 
Wertsteigerung ihrer Immobilie 
rechnen könnten, gegen den Plan 
sind. Dies zeige sich daran, dass 
beim Erörterungstermin sich alle 
Anwesenden bis auf eine Aus-
nahme gegen den Bebauungsplan 
ausgesprochen hätten und dass 
dem Sonnenbergverein, der die 
Mehrheit der Sonnenberger Bür-
ger vertreten würde, ausschließ-
lich kritische Stimmen zu dem Ent-
wurf zugetragen worden seien.  

 
Es ist unbestritten zutreffend, dass 
zahlreiche ablehnende Stellung-
nahmen zu dem Plan abgegeben 
wurden, was sich vor allem auch im 
Erörterungstermin und den vorge-
legten Unterschriftenlisten zeigte. 
Die Verwaltung nimmt diese Kritik 
ernst und hat sich mit dieser auch 
ausführlich auseinandergesetzt. 
Insbesondere wurden auch den po-
litischen Gremien in einem Zwi-
schenbericht Vorschläge gemacht, 
wie man – soweit sinnvoll – den An-
regungen Rechnung tragen kann. 
Insbesondere wird nunmehr im Ent-
wurf die Zahl der Vollgeschosse in 
zwei Randbereichen des MI sowie 
für die Laustraße 2 auf Z = II be-
grenzt und auch eine Traufhöhe 
festgesetzt. Nach wie vor wird aber 
die Ermöglichung einer maßvollen 
Nachverdichtung als städtebaulich 
erforderlich und im beabsichtigen 
Ausmaß als vertretbar angesehen.  
 
Darüber hinaus ist festzustellen, 
dass das Schweigen von Planbe-
troffenen nicht ohne weiteres als 
Ablehnung der Planung gewertet 
werden kann, insbesondere dann 
nicht, wenn mit der Planung für die 
Grundstückseigentümer handfeste 
Vorteile (insbesondere Wertsteige-
rung der Grundstücke) einherge-
hen. In diesem Zusammenhang ist 
auch darauf hinzuweisen, dass die 
Mehrheit der Grundstückseigentü-
mer im Plangebiet, insbesondere 
auch soweit sie von der Planung 
begünstigt ist, sich nicht zur Pla-
nung geäußert hat (auch nicht über 
die vorgelegten Unterschriftenlis-
ten).  
 
 
 

 
teilweise 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

32  Nr. 11 
„Ich fordere Sie auf, diesen Plan 
erfolgreich und schnell umzuset-
zen und sich nicht von den Son-
nenberger Bedenkenträgern auf-
halten zu lassen. […] Manche 
müssen zu ihrem Glück, wenn nö-
tig gezwungen werden und spezi-
ell auf der stattgefundenen Sit-
zung sind gerade die Wohlha-
bendsten die lautesten Schreier. 
Nur, wer am lautesten schreit, hat 
meist die schwächsten Argu-
mente.“  

 
Der Bebauungsplan wird im Rah-
men der bestehenden Prioritäten 
betrieben. 
Die geltend gemachten Belange 
werden – grundsätzlich unabhängig 
von der Art und Weise, wie sie vor-
getragen werden – gerecht abge-
wogen.  

 
teilweise 

12. Sonstiges 
33  Nr. 16 

Die Beteiligte stellt fest. „Den Aus-
führungen des Sonnenbergvereins 
schließe ich mich an.“ 

 
Es wird auf die entsprechenden 
Stellungnahmen zu den einzelnen 
Anregungen verwiesen. 

 
- 

34  Nr. 6 
Die Beteiligte meint, dass durch 
mehr Bebauung auch wichtige 
Grünflächen verschwinden wür-
den und stellt die Frage, wer das 
schon zu Gunsten von „Ladenflä-
chen, die eh keiner mehr braucht“, 
wolle.  
 
Nr. 8 
Die Beteiligte befürchtet, dass an-
grenzende Häuser auf Grund des 
Verlustes von Grünflächen und 
Frischluftwegen mit einer Abwer-
tung rechnen müssten.  
 
  

 
Da keine neuen Baugebiete ausge-
wiesen werden, kommt es allenfalls 
durch die Festsetzung des Maßes 
der baulichen Nutzung zu einem 
Verlust an (privaten) Grünflächen. 
Das Maß der baulichen Nutzung 
bewegt sich mit einer Grundflä-
chenzahl von 0,25 bzw. 0,3 für das 
allgemeine Wohngebiet und 0,4 für 
das Mischgebiet in einen verhältnis-
mäßig bescheidenen Rahmen. 
Wenngleich stellenweise die festge-
setzten Werte über der heutigen 
tatsächlichen Flächenausnutzung 
liegen, so darf zugleich jedoch nicht 
übersehen werden, dass diese Nut-
zungswerte heute bereits auf 
Grundlage von § 34 BauGB reali-
siert werden könnten. 
 
Ein Verlust von Frischluftbahnen ist 
nicht zu befürchten, da dem Plan-
gebiet bzw. seinen Teilbereichen 
keine besondere Bedeutung für die 
Frischluftversorgung zukommt. Oh-
nehin sind die Auswirkungen der 
Erhöhung der maximalen Anzahl 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

der Vollgeschosse um ein Ge-
schoss gegenüber dem Bestand 
wahrscheinlich gering oder sogar 
zu vernachlässigen, zumal sie le-
diglich sieben Grundstücke betrifft, 
die heute schon bebaut sind.  

35  Nr. 5 
Die Beteiligte führt aus, dass ihres 
Erachtens durch die angedachte 
Höhe der Häuser eine Wertminde-
rung der bestehenden Grundstü-
cke abzusehen ist. Drei Ge-
schosse würden mehr an Mie-
ter/Eigentümer und damit eine 
größere Parkplatznot bedeuten. 
Darüber hinaus würden höhere 
Häuser weniger Frischluftzufuhr 
bedeuten. Außerdem sollten die 
Grünflächen zwingend erhalten 
werden. Dies sei charakteristisch 
für den Sonnenberg und eine hö-
here, größere Bebauung (eventu-
ell sogar mit überflüssigen Ge-
schäftsflächen) zerstöre das 
Stadtbild. 

 
Die Aspekte, die nach Meinung der 
Beteiligten eine Wertminderung be-
wirken, sind an anderer Stelle 
schon angesprochen worden. Inso-
weit kann insbesondere auf die 
Stellungnahmen zu den Anregun-
gen Nr. 15, Nr. 25, Nr. 30 und Nr. 
34 verwiesen und festgestellt wer-
den, dass es als unwahrscheinlich 
anzusehen ist, dass die beschrie-
benen Auswirkungen eintreten. 
Erfahrungsgemäß geht mit einem 
höheren Maß der baulichen Nut-
zung eine Wertsteigerung der 
Grundstücke einher. Selbst wenn 
man einmal annimmt, dass durch 
eine Verschärfung der Parkplatz-
knappheit, Verringerung der Frisch-
luftzufuhr und Verschlechterung der 
grünräumlichen und stadträumli-
chen Qualität negative Einflüsse 
auf den Grundstückswert entstün-
den, so müssten die Auswirkungen 
schon massiv sein, um die Grund-
stückwertsteigerungen infolge des 
höheren Maßes der baulichen Nut-
zungen zu überkompensieren. Der-
art massive Auswirkungen werden 
von der Verwaltung als sehr un-
wahrscheinlich angesehen. 

 
nein 
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Der Beteiligte Nr. 19 wandte sich im Nachgang der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-
gung mit zwei weiteren Schreiben an die Stadt. Dem zweiten Schreiben lag eine Un-
terschriftenliste mit 836 Unterschriften bei. Des Weiteren wandte sich auch der Betei-
ligte Nr. 9 im Nachgang der frühzeitigen Beteiligtung mit einem weiteren Schreiben 
an die Verwaltung. Die weiteren Schreiben werden in nachfolgender Tabelle aufge-
führt. Auf eine erneute Aufführung wiederholt vorgebrachter Anregungen wird ver-
zichtet. Es wurden Anregungen zu folgenden Themen vorgebracht: 
 
1. Generelle Auswirkungen  
2. Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets entlang der Laustraße/Baugebiets-

abgrenzung 
3. Festsetzung einer Ladennutzung im Erdgeschoss 
4. Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung 
5. Planungen zugunsten bestimmter Eigentümer im Plangebiet 
 
 
Nr. Anregungen/Fragen 

Beteiligte Nr. 
Stellungnahme der Verwaltung Berück-

sichtigung 
1. Generelle Auswirkungen  
36  Nr. 19 

Der Beteiligte trägt das Planungs-
ziel, das Plangebiet für den örtli-
chen Stadtteil Sonnenberg mit 
kleinteiligem Einzelhandel zu si-
chern, voll mit. Die bisher vorge-
sehenen Festsetzungen (Mischge-
biet, dreigeschossige Bebauung) 
entlang der Laustraße seien je-
doch kontraproduktiv. Sie würden 
den derzeit vorhandenen Einzel-
handel gefährden, da sie eine 
Neubebauung noch attraktiver 
machen, ohne dass eine Rück-
kehr der bestehenden oder neuer 
Einzelhandelsangebote planerisch 
vorgeschrieben, vertraglich gesi-
chert oder wirtschaftlich wahr-
scheinlich sei.  
 

 
Im Vergleich zu den im Beteili-
gungszeitraum eingegangenen An-
regungen wird hier stärker eine 
mögliche Verdrängung der beste-
henden Einzelhandelsbetriebe her-
vorgehoben. Analog zu der gene-
rellen Einschätzung, dass eine 
massive städtebauliche Neuord-
nung des Gebiets unwahrscheinlich 
ist, ist auch nicht damit zu rechnen, 
dass der Bebauungsplan in größe-
rem Umfang Verdrängungseffekte 
auslöst. Es ist insbesondere darauf 
hinzuweisen, dass bereits heute 
von einem faktischen Mischgebiet 
auszugehen ist und das angespro-
chene Maß der baulichen Nutzung 
zumindest teilweise realisiert wer-
den kann. Zudem dient gerade die 
Festsetzung eines Mischgebietes 
der Sicherung und Entwicklung der 
bestehenden Einzelhandelsbe-
triebe. Insoweit kann auf die Stel-
lungnahmen zu den Anregungen 
Nr. 11, Nr. 15 und Nr. 25 verwiesen 
werden. 
 
Eine Sicherung der Einzelhandels-
nutzungen über einen städtebauli-
chen Vertrag oder in ähnlicher 

 
- 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Weise wird als nicht erforderlich an-
gesehen. Ähnlich wie bei der ver-
bindlichen Festsetzung einer La-
dennutzung im Erdgeschoss (siehe 
Stellungnahme zur Anregung Nr. 
41) wird es nicht als verhältnismä-
ßig angesehen, die Eigentümer auf 
eine bestimmte Nutzung zu be-
schränken. Schließlich würde ein 
städtebaulicher Vertrag dazu füh-
ren, dass für bestimmte Grundstü-
cke starre Nutzungsvorgaben ge-
macht werden. Mit Blick auf die 
städtebaulichen Ziele ist es jedoch 
nicht zwingend erforderlich, dass 
bestimmte Einzelhandelsgeschäfte 
erhalten werden bzw. für bestimmte 
Grundstücke auf jeden Fall eine 
Einzelhandelsnutzung erhalten 
bliebt. Vielmehr soll die Nutzungs-
mischung an sich gewährleistet und 
möglichst fortentwickelt werden, 
was durchaus auch Flexibilität in 
der künftigen Verortung der Ange-
bote des zentralen Versorgungsbe-
reiches zulässt. 
Abgesehen davon bestehen keine 
Möglichkeiten der Stadt, von den 
Grundstückseigentümern den Ab-
schluss eines solchen städtebauli-
chen Vertrages einzufordern, da 
der Bebauungsplan eine Angebots-
planung darstellt, die auf Initiative 
der Stadt erfolgte.   

2. Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets entlang der Laustraße/Baugebietsab-
grenzung 

37  Nr. 19  
Der Beteiligte führt aus, dass im 
allgemeinen Wohngebiet alle Lä-
den zulässig sind, die der Versor-
gung des Gebietes dienen. Die 
Ansiedlung von Läden mit größe-
rem Einzugsbereich, also über 
Sonnenberg hinaus, widerspräche 
nach Auffassung des Beteiligten 
dem Einzelhandels- und Zentren-
konzept, das solche Betriebe in 

 
Die Einschätzung, dass die Fest-
setzung eines allgemeinen Wohn-
gebiets den Empfehlungen des Ein-
zelhandels- und Zentrenkonzepts 
entspricht, wird nicht geteilt. Auch 
die in dem Konzept abgrenzten E-
Zentren dienen der Unterbringung 
von Einzelhandelsbetrieben und 
keineswegs ausschließlich von Lä-
den zur Gebietsversorgung. Ein-

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

der Ortsmitte Möhringen konzent-
rieren wolle. Im Übrigen würde es 
auch schlicht keinen wirtschaftli-
chen Bedarf für größere Einzel-
handelsgeschäfte in Sonnenberg 
geben, erst recht nicht im Lebens-
mitteleinzelhandel, was sich auch 
daran zeige, dass das bestehende 
Lebensmittelgeschäft um seine 
Existenz kämpfen würde.  
 

schränkungen enthält das Einzel-
handels- und Zentrenkonzept für D- 
und E-Zentren lediglich für großflä-
chigen zentrenrelevanten Einzel-
handel (mit bestimmten Ausnah-
men für großflächigen Lebensmitte-
leinzelhandel – siehe Gliederungs-
ziffer 5.6.1 des Einzelhandels- und 
Zentrenkonzeptes). Großflächige 
Einzelhandelsbetriebe sind jedoch 
in einem Mischgebiet gemäß § 11 
Abs. 3 BauNVO ausgeschlossen, 
soweit sie sich nach Art, Lage oder 
Umfang auf die Verwirklichung der 
Ziele der Raumordnung und Lan-
desplanung oder die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung nicht nur 
unwesentlich auswirken können. 
Die Empfehlungen für D- und E-
Zentren sind unter Berücksichti-
gung geringfügiger Abstufungen 
deckungsgleich, sodass aus dem 
Konzept insbesondere kein Grund-
satz abgeleitet werden kann, dass 
im E-Zentrum Laustraße bestimmte 
Einzelhandelsbetriebe ab einer 
Größenordnung zugunsten des D-
Zentrums Ortsmitte Möhringen aus-
zuschließen sind. 
 
Abgesehen davon dürfte die örtli-
che Steuerungswirkung für den Ein-
zelhandel durch die Festsetzung ei-
nes allgemeinen Wohngebietes 
sehr begrenzt sein, da nahezu der 
gesamte Stadtteil Sonnenberg in 
planungsrechtlicher Hinsicht als all-
gemeines oder reines Wohngebiet 
zu bewerten ist, d. h. die planungs-
rechtliche Kulisse des zentralen 
Versorgungsbereiches Laustraße 
würde sich gar nicht oder nur mar-
ginal vom Rest-Stadtteil unterschei-
den. 
 
Hinsichtlich des hinterfragten wirt-
schaftlichen Bedarfs wird auf die 
Stellungnahme zur Anregung Nr. 
25 und 27 verwiesen.  
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

38  Nr. 19 
Der Beteiligte vertritt die Meinung, 
dass die Eigenart des vom Bebau-
ungsplan umfassten Gebiets ei-
nem allgemeinen Wohngebiet ent-
spricht und vieles dafür spricht, es 
hierbei zu belassen. Im allgemei-
nen Wohngebiet seien ebenfalls 
nicht störende Handwerksbetriebe 
zulässig und sonstige nicht stö-
rende Gewerbebetriebe können 
zugelassen werden. Für weiterge-
hende Nutzungsmöglichkeiten be-
stünde kein Bedarf, weder in städ-
tebaulicher noch in sonstiger Hin-
sicht. Durch das im Mischgebiet 
erforderliche Mischungsverhältnis 
zwischen gewerblicher Nutzung 
und Wohnen besteht zudem die 
Gefahr, dass von Investoren Büro-
flächen geschaffen werden, die 
nicht zu Sonnenberg passen, was 
auch dem Ziel, Wohnraum zu 
schaffen, entgegenlaufen würde.  

 
Die Auffassung, dass das Plange-
biet in Gänze als allgemeines 
Wohngebiet zu bewerten ist, wird 
nicht geteilt. Auf Grund der quanti-
tativen und qualitativen Durchmi-
schung geht die Verwaltung für die 
südliche Laustraße von einem fakti-
schen Mischgebiet aus, zumal auch 
das siebengeschossige Mehrgene-
rationenhaus die Eigenart der nä-
heren Umgebung mitprägt. 
 
Unabhängig von dieser Frage ent-
spricht die Festsetzung eines 
Mischgebiets für den Bereich der 
Laustraße den mit diesem Bebau-
ungsplan verfolgten Zielen, da nach 
Auffassung der Stadt nur mit dieser 
Festsetzung die Sicherung und 
Fortentwicklung des zentralen Ver-
sorgungsbereiches gewährleistet 
werden kann. 
 
Das erforderliche Mischungsver-
hältnis in einem Mischgebiet wird 
gerade als ein begünstigender Fak-
tor zur Sicherung und Fortentwick-
lung des Einzelhandels gesehen, 
da es verhindert, dass der Bereich 
in ein Wohngebiet „umkippen“ 
könnte. Die Verdrängung des Ein-
zelhandels durch Büronutzung ist 
zwar nicht auszuschließen, jedoch 
als unwahrscheinlich zu bewerten, 
zumal Sonnenberg sich bisher nicht 
als nennenswerter Bürostandort 
etabliert hat. Es ist eher als wahr-
scheinlich anzusehen, dass der 
Einzelhandel durch die Wohnnut-
zung verdrängt werden könnte, was 
durch die Festsetzung eines Misch-
gebiets gerade verhindert werden 
soll.  
 
Neben dem erforderlichen Misch-
verhältnis hat die Festsetzung ei-
nes Mischgebietes den Vorteil, 

 
nein 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

dass dort nicht nur Läden zur Ge-
bietsversorgung, sondern auch Ein-
zelhandelsbetriebe an sich zulässig 
sind. Die Beschränkung auf Läden 
zur Gebietsversorgung würde die 
Entwicklungsspielräume des Ein-
zelhandels deutlich beschränken 
und damit die Zukunftsfähigkeit des 
zentralen Versorgungsbereiches in 
Frage stellen.  
 
Die Behauptung, dass aus städte-
baulicher Sicht kein Bedarf für wei-
tergehende Nutzungen besteht, ist 
seitens der Verwaltung nicht nach-
vollziehbar, da gerade ein breiteres 
Angebot – auch in Form von Einzel-
handelsbetrieben, die mehr sind als 
Läden zur Gebietsversorgung –  
zweifelsohne mit einer Attraktivi-
tätssteigerung des Zentrums ein-
hergehen würde und die Versor-
gung des Stadtteils deutlich verbes-
sern könnte. Hinsichtlich des hinter-
fragten sonstigen Bedarfs wird auf 
die Stellungnahme zur Anregung 
Nr. 25 und 27 verwiesen.  

39  Nr. 19 
Der Beteiligte bemängelt, dass un-
klar bleibt, warum die Änderung 
von einem allgemeinen Wohnge-
biet in ein Mischgebiet notwendig 
sein soll, wenn es darum gehe, 
mehr Wohnungen zu schaffen.  

 
Wie bereits an anderer Stelle dar-
gelegt, verfolgt der Bebauungsplan 
mehrere Ziele. Zum einem hat der 
Bebauungsplan zum Ziel, das E-
Zentrum an der Laustraße zu stär-
ken und sinnvoll fortzuentwickeln, 
was vor allem auch dadurch ge-
schehen soll, dass die Nutzungsmi-
schung gefördert wird. Um dies zu 
erreichen, ist die Ausweisung eines 
Mischgebiets gerade sachgerecht. 
Zum anderen soll mit dem Bebau-
ungsplan auch neuer Wohnraum 
geschaffen werden. Dies kann auch 
in einem Mischgebiet erreicht wer-
den, da ein Mischgebiet dem 
gleichwertigen Nebeneinander von 
Wohnen und Gewerbebetrieben, 
die das Wohnen nicht wesentlich 
stören, dient. Zwar sind in einem 

 
- 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Mischgebiet deutlich mehr Nutzun-
gen – auch verhältnismäßig wirt-
schaftlich leistungsfähigere Nutzun-
gen – als im einen allgemeinen 
Wohngebiet zulässig, allerdings 
wird die Wohnnutzung in der Reali-
tät nur selten im nennenswerten 
Umfang verdrängt. Erfahrungsge-
mäß ist eher das Gegenteil der Fall 
und es meist schwierig, ein festge-
setztes Mischgebiet mit gewerbli-
chen Nutzungen „zu füllen“, wie 
etwa das Beispiel am Bahnhof 
Möhringen zeigt. 

40  Nr. 9 
Der Beteiligte regt an, auch sein 
Grundstück Laustraße 4 in das 
Mischgebiet einzubeziehen, da 
genau gegenüber seinem Grund-
stück bereits Geschäfte angesie-
delt seien und auch in seinem 
Haus eine entsprechende Nut-
zung ausgeübt werde. Ein Versatz 
der Nutzungstrennungslinie, wie 
er im bisherigen Entwurf darge-
stellt würde, wäre nicht logisch, da 
es die ohnehin vorhandene Situa-
tion außer Betracht lässt.  

 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
Zwar ist eine Anpassung der Ab-
grenzung zwischen allgemeinen 
Wohngebiet und Mischgebiet aus 
den vom Beteiligten genannten 
Gründen keineswegs zwingend, zu-
mal die Erdgeschossnutzung sei-
nes Grundstückes, eine Logopädie-
Praxis, auch ohne weiteres in ei-
nem allgemeinen Wohngebiet zu-
lässig wäre. Mit Blick auf eine funk-
tionalere Abgrenzung des zentralen 
Versorgungsbereiches und einer 
Verbesserung der Nutzungsgliede-
rung des Mischgebietes wird auch 
aus Sicht der Verwaltung eine Aus-
dehnung des Mischgebietes auf die 
Grundstücke Laustraße 4 und 6 als 
vorteilhaft angesehen und so fest-
gesetzt.  

 
ja 

3. Festsetzung einer Ladennutzung im Erdgeschoss 
41  Nr. 19 

Der Beteiligte schlägt vor – in Ver-
bindung mit der zuvor vorgeschla-
genen Festsetzung eines allge-
meinen Wohngebiets –, im Erdge-
schoss ausschließlich Läden zur 
Gebietsversorgung zuzulassen. 
Dies sei auf Grundlage von § 1 
Abs. 7 Nr. 1 BauNVO rechtlich 
möglich und durch besondere 
städtebauliche Gründe gerechtfer-

 
Es bestehen erhebliche Zweifel, 
dass eine solche Festsetzung zu-
lässig ist. Zwar eröffnet § 1 Abs. 7 
Nr.1 BauNVO dem Wortlaut nach 
zunächst tatsächlich die Möglich-
keit, in einem Bebauungsplan fest-
zusetzen, dass in bestimmten Ge-
schossen nur einzelne oder meh-
rere der in dem Baugebiet allge-
mein zulässigen Nutzungen (wie 

 
teilweise 



 
- 37 - 

Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

tigt, die sich aus dem Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzept ergeben 
würden.  

Läden zur Gebietsversorgung) zu-
lässig sind. Allerdings sind die Vor-
schriften des § 1 Abs. 4 bis 10 
BauNVO stets unter Wahrung der 
jeweiligen Zweckbestimmung des 
Baugebiets anzuwenden. Gemäß § 
4 Abs. 1 BauNVO dienen allge-
meine Wohngebiete vorwiegend 
dem Wohnen. Deswegen dürfte der 
Ausschluss des Wohnens – auch in 
bestimmten Geschossen – nur un-
ter sehr engen Voraussetzungen 
und allenfalls sehr kleinräumig 
möglich sein. Soweit man nicht den 
gegenwärtigen Bestand durch eine 
grundstücksscharfe Differenzierung 
der Festsetzung festschreiben will – 
was ebenfalls rechtlich fragwürdig 
wäre –, müsste jedoch für einen 
größeren Bereich der südlichen 
Laustraße die Wohnnutzung im 
Erdgeschoss ausgeschlossen wer-
den. Dieses würde gerade die 
Zweckbestimmung eines allgemei-
nen Wohngebiets in Frage stellen. 
Dies gilt umso mehr, als dass im 
Gegenzug mit dem Ausschluss der 
Hauptnutzung Wohnen eine Fixie-
rung auf eine einzige Nutzungsart 
einhergeht und alle anderen Nut-
zungen zugleich mit ausgeschlos-
sen werden sollen. Der damit ver-
bundene faktische Zwang, Läden 
zur Gebietsversorgung zu realisie-
ren, wäre zudem ein schwerer Ein-
griff in das Grundeigentum, da er 
die wirtschaftlichen Handlungsmög-
lichkeiten der Grundstückseigentü-
mer stark einschränken würde, zu-
mal nicht davon auszugehen ist, 
dass für jedes der Grundstücke in 
den festzusetzenden allgemeinen 
Wohngebieten zugleich ein ent-
sprechender Bedarf besteht. 
 
Auch wenn man die Anregung des 
Beteiligten für ein Mischgebiet fort-
entwickeln und dort statt Läden zur 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

Gebietsversorgung nur Einzelhan-
delsbetriebe für die Erdgeschoss-
zone zulassen würde, überzeugt 
dieser Lösungsansatz nicht. Insbe-
sondere ist es aus Sicht der Ver-
waltung gar nicht erforderlich, die 
Einzelhandelsnutzung in der Erdge-
schosszone zwingend vorzuschrei-
ben, da durchaus andere Dienst-
leistungsbetriebe und auch sons-
tige (mischgebietsverträgliche) Ge-
werbebetriebe den zentralen Ver-
sorgungsbereich stärken können o-
der sogar eine größere Bereiche-
rung darstellen können als eine 
ausschließliche Einzelhandelsan-
siedlung.  
 
Wenngleich aus den obigen Grün-
den eine ausschließliche Festset-
zung von Läden bzw. Einzelhan-
delsbetrieben in der Erdgeschoss-
zone als nicht rechtlich möglich 
bzw. nicht zweckmäßig angesehen 
wird, so eröffnen die Vorschriften 
§ 1 Abs. 7 BauNVO durchaus Re-
gelungsmöglichkeiten zur Förde-
rung des Einzelhandels und sonsti-
ger Nutzungen, die der Entwicklung 
einer breiten Nutzungsmischung 
und damit einer Verstärkung des 
zentralen Versorgungsbereiches 
dienen können. So wird ein Aus-
schluss des Wohnens im Erdge-
schoss als eine der Hauptnutzun-
gen im Mischgebiet MI1 in dieser 
Hinsicht als zweckmäßig angese-
hen und auch festgesetzt. Es ist an-
zunehmen, dass dies dem Anliegen 
des Beteiligten zumindest teilweise 
Rechnung trägt.  

4. Maß der baulichen Nutzung 
42  Nr. 19 

Der Beteiligte regt die Festsetzung 
von zwei statt drei Vollgeschossen 
an. Er stellt hierzu fest, dass dies 
dem Bestand entspreche und 

 
Mit einer erheblichen Verdrängung 
anlässlich des Bebauungsplans ist 
nicht – auch nicht durch eine hö-
here maximale Anzahl der Vollge-
schosse – zu rechnen. Insoweit 

 
teilweise 
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Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

dadurch kein zusätzlicher Verän-
derungsanreiz für den Grund-
stückseigentümer gesetzt werde, 
dem die bestehenden Ladenge-
schäfte zum Opfer fallen könnten. 
Somit würde die Festsetzung von 
maximal zwei Vollgeschossen den 
derzeitigen Bestand stabilisieren. 
 
Des Weiteren gibt der Beteiligte 
zu bedenken, dass die geplante 
dreigeschossige Bebauung der 
vorhandenen ortsüblichen Bebau-
ung widersprechen würde. Durch 
den Bebauungsplan entlang der 
Laustraße könnten dann Gebäude 
errichtet werden, die optisch sogar 
über vier Geschosse verfügen 
(drei Vollgeschosse sowie ein 
Dachgeschoss). Durch Zusam-
menwirken von Baufläche und Ge-
schosszahl würden mitten in Son-
nenberg Gebäude mit einer hohen 
Kubatur entstehen, die aus der 
gesamten üblichen Bebauung her-
ausfallen. Die städtebaulichen 
Ziele können auch mit einer zwei-
geschossigen Bauweise verwirk-
licht werden.  
 
 

kann auf die Stellungnahmen zu 
den Anregungen 11, 15 und 25 ver-
wiesen werden. 
 
Da die Festsetzung eine maßvolle 
Nachverdichtung ermöglichen soll, 
liegt es in der Natur der Sache, 
dass das festgesetzte Maß der 
baulichen Nutzung über demjeni-
gen des derzeitigen Gebäudebe-
standes liegt. Allerdings fällt die Er-
höhung des Maßes der baulichen 
Nutzung recht bescheiden aus, so-
dass der zentrale Versorgungsbe-
reich zwar baulich entsprechend 
betont wird, aber nicht davon die 
Rede sein kann, dass er aus der 
„gesamten üblichen Bebauung her-
ausfallen“ wird in dem Sinne, dass 
er völlig ohne Verhältnis zur sonsti-
gen Bebauung in Sonnenberg 
steht. Soweit der Beteiligte darauf 
hinweist, dass zukünftig insgesamt 
vier Geschosse möglich wären, ist 
festzustellen, dass dies außer Acht 
lässt, dass heute unbestritten zwei 
Vollgeschosse plus ein Nicht-Voll-
geschoss entlang der Laustraße 
zulässig sind und auch in vielen 
Fällen realisiert sind, d. h. also, 
dass – wenn überhaupt – nur ein 
Geschoss hinzukommt. Vereinzelt 
sind auch heute bereits Gebäude 
mit drei Vollgeschossen vorhanden 
und zumindest stellenweise zuläs-
sig.  
 
Der Vorschlag, auch entlang der 
Laustraße eine Anzahl von maximal 
zwei Vollgeschossen festzusetzen, 
wird nicht aufgegriffen. Allerdings 
wird der Sorge vor einer nicht zu 
Sonnenberg passenden Höhenent-
wicklung durch Festsetzung einer 
Traufhöhe zumindest ein Stück 
Rechnung getragen.  
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sichtigung 

43  Nr. 19 
Mit drei Vollgeschossen wird nach 
heutigem Komfortbegriff automa-
tisch der Einbau einer Liftanlage 
erforderlich. Weiterhin werden 
Stellplätze im Haus notwendig, 
meistens gebaut in einer Tiefga-
rage. Außerdem könnte es 
Schwierigkeiten mit dem Unter-
grund geben. All dies würde die 
Wohnungen entsprechend verteu-
ern. 

 
Auch wenn es mittlerweile üblich 
sein mag, dass bei Gebäuden mit 
drei Vollgeschossen eine Aufzug-
anlage vorgesehen wird, überwiegt 
das Interesse der Schaffung von 
Wohnraum die möglichen Nachteile 
durch Verteuerung des Wohnraums 
auf Grund von Aufzuganlagen. 
Letztlich wäre es mit der Argumen-
tation des Beteiligten nirgendswo in 
Stuttgart mehr möglich, derartige 
maximale Vollgeschosszahlen aus-
zuweisen. 
  
Dass die Schaffung von Stellplät-
zen, insbesondere in Tiefgaragen, 
sowie Bauen auf einem ungünsti-
gen Untergrund entsprechende 
Kosten verursacht, ist unbestritten 
richtig, gilt jedoch für alle Neubau-
vorhaben. Es wird aus den Ausfüh-
rungen des Beteiligten nicht klar, 
warum die Schaffung von Stellplät-
zen im Plangebiet ungewöhnlich 
teuer sein soll bzw. inwieweit ge-
rade die vorgesehene Festsetzung 
zur maximalen Anzahl der Vollge-
schosse sich in ungewöhnlicher 
Weise auf die Kosten auswirkt. 
Schließlich wird auch nicht ersicht-
lich, warum im Plangebiet unge-
wöhnliche Schwierigkeiten mit dem 
Untergrund bestehen sollen bzw. 
inwiefern das gegen die vorgesehe-
nen Festsetzungen spricht.  

 
- 

44  Nr. 19 
Grundsätzlich trägt der Beteiligte 
das Planungsziel, einer städtebau-
lich unerwünschten Verdichtung 
vorzubeugen und etwas höhere 
Nutzungswerte gegenüber der Be-
standsituation festzusetzen, mit. 
Das Planungsziel könne nach Auf-
fassung des Beteiligten jedoch 
auch mit den Festsetzungen, wie 
derzeit für den vorgesehenen ro-
ten Bereich [allgemeines Wohnge-

 
Da die Bebauung entlang der 
Laustraße bereits heute schon weit-
gehend zweigeschossig ist – und 
eine solche Bebauung in jeden Fall 
bereits planungsrechtlich zulässig 
ist –, würde mit der Festsetzung ei-
ner maximalen Anzahl der Vollge-
schosse von 2 allenfalls ein margi-
nales Nachverdichtungspotenzial 
ermöglicht (oder besser: gesichert) 
werden. Daran ändert auch die 

 
nein 
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Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichtigung 

biet] geplant sind, realisiert wer-
den. Das ermögliche in einer noch 
verträglichen Weise die Schaffung 
von zusätzlichem Wohnraum, 
ohne dass sich Grundstücke au-
ßerhalb des Plangebiets bei einer 
Beurteilung nach § 34 BauGB auf 
dreigeschossige Gebäude im 
Plangebiet berufen können („Puf-
ferzone im roten Bereich“).  

Festsetzung einer Grundflächen-
zahl nichts, vor allem wenn die 
Werte des allgemeinen Wohngebie-
tes (0,25 bzw. 0,3) auf den Bereich 
an der Laustraße übertragen wer-
den sollen. Denn die jetzige tat-
sächliche Grundstücksausnutzung 
reicht weitestgehend an diese 
Werte heran bzw. würde der Be-
stand sie teilweise sogar über-
schreiten. 
 
Auch die Gefahr eines Übersprin-
gens der höheren Geschossigkeit 
auf Bereiche außerhalb des Plan-
gebietes wird als gering angese-
hen. Jedenfalls kann dies durch 
entsprechende Festsetzungen, die 
Bebauung am nördlichen und östli-
chen Rand des Mischgebietes auf 
maximal zwei Vollgeschosse be-
grenzen, verhindert werden (siehe 
Stellungnahme der Verwaltung zur 
Anregung Nr. 45). Unverständlich 
bleibt, was der Beteiligte in diesem 
Zusammenhang mit „Pufferzone im 
roten Bereich“ meint.   

45  Nr. 19 
Nach Auffassung des Beteiligten 
bedürfe es einer zusätzlichen Puf-
ferzone, wenn im Bereich des 
Grundstückes der Bäckerei 
Schrade nicht entsprechend der 
zuvor gemachten Anregung die 
maximale Anzahl der Vollge-
schosse von 3 auf 2 herunterge-
setzt wird. Für eine Pufferzone 
müsste der Geltungsbereich kreis-
förmig um das Grundstück der Bä-
ckerei ausgedehnt werden (Ver-
hinderung eines Domino-Effekts).  

 
Da die Bebauung entlang der 
Laustraße nördlich des Bäckerei-
grundstückes fast durchgehend ein- 
oder zweigeschossig ist, wird die 
Gefahr eines Überspringens der 
Geschossigkeiten aus dem Plange-
biet in die Nachbarbereiche oder 
gar eines nennenswerten Domino-
Effektes als gering angesehen.  
Weil diese Gefahr jedoch nicht 
gänzlich auszuschließen ist und 
eine solche Festsetzung mit Blick 
auf die städtebaulichen Ziele un-
schädlich ist, wird der Vorschlag 
aufgegriffen und der Geltungsbe-
reich entsprechend erweitert. Ne-
ben der Festsetzung einer Puffer-
zone um die Bäckerei in Gestalt ei-
ner „Ummantelung“ durch eine WA-
Zone wird für das Bäckereigrund-

 
ja 
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stück selbst nunmehr eine maxi-
male Anzahl der Vollgeschosse von 
2 festgesetzt. Das Grundstück wird 
nach wie vor dem zentralen Versor-
gungsbereich zugerechnet und ent-
sprechend als Mischgebiet ausge-
wiesen. Da das Grundstück das 
einzige nördlich der Anna-Peters-
Straße wäre, welches mit drei Voll-
geschossen bebaut werden dürfte – 
und dies nicht unbedingt als städte-
baulich erforderlich angesehen wird 
–, wird die Festsetzung wie be-
schrieben angepasst. Auch hiermit 
wird den Befürchtungen des Betei-
ligten Rechnung getragen. 

46  Nr. 19 
Der Beteiligte führt aus, dass der 
CDU-Antrag vom 20.11.2015 zur 
Änderung des Bebauungsplans 
zwar einige Änderungsvorschläge 
des Beteiligten aufgreifen würde, 
jedoch nicht sein Anliegen adres-
siere, dass „eine Änderung der 
Geschosszahlen (von 2 auf 3) und 
der Grundflächenzahl (von 0,25 
auf max. 0,4) in einem umschrie-
benen Kernbereich des Stadtteils 
mit der jetzigen Formulierung auf 
diesen Bereich beschränkt bleibt.“ 

 
Aus dem Wortlaut der Anregung 
und den sonstigen Äußerungen des 
Beteiligten geht nicht eindeutig her-
vor, was er damit meint. Die aus 
Sicht der Verwaltung einzig in 
Frage kommende Interpretation 
wäre, dass der Beteiligte zwar 
grundsätzlich eine Bebauung von 
maximal zwei Vollgeschossen und 
einer Geschossfläche von 0,25 for-
dert – dies wird aus Ausführungen 
an anderer Stelle sehr deutlich und 
soll vermutlich auch nicht aufgege-
ben werden. Auf keinen Fall soll 
wohl nach dem Willen des Beteilig-
ten durch eine Anpassung der Pla-
nung (Stand Zwischenbericht ge-
genüber Aufstellungsbeschluss) der 
„Kernbereich“ mit höheren Nut-
zungszahlen erweitert werden, was 
der Beteiligten möglicherweise als 
geschehen ansieht.  
 
Soweit diese Interpretation der An-
regung zutreffend ist, ist hierzu fest-
zustellen, dass zwar tatsächlich das 
Mischgebiet geringfügig um die 
Grundstücke Laustraße 4 und 6 er-
weitert und damit das vorläufige 
Konzept des Aufstellungsbeschlus-
ses konkretisiert worden ist. Damit 
geht auch eine Anhebung der 

 
- 
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Grundflächenzahl für die beiden 
Grundstücke einher. Demgegen-
über ist aber das Mischgebiet im 
Bereich westlich der Laustraße et-
was verkleinert worden mit entspre-
chender Reduzierung der Grundflä-
chenzahl. Die maximale Anzahl der 
Vollgeschosse wurde an keiner 
Stelle erhöht, sondern im Gegenteil 
für die Laustraße 2 sowie im Be-
reich westlich der Laustraße und 
nördlich der Anna-Peters-Straße 
auf 2 statt 3 begrenzt. Auch wenn 
sich Verschiebungen in der maxi-
malen Anzahl der Vollgeschosse 
nicht „gegenrechnen“ lassen mit 
Verschiebungen in der Grundflä-
chenzahl, so sprechen gute Gründe 
dafür, dass das Maß der baulichen 
Nutzung „in der Summe“ eher ge-
genüber dem Aufstellungsbe-
schluss reduziert worden und dem 
Grundanliegen des Beteiligten ten-
denziell Rechnung getragen wor-
den ist. Die Kritik ist daher aus 
Sicht der Verwaltung unberechtigt.   

47  Nr. 9 
Der Beteiligte führt aus, dass er 
darüber nachdenkt, sein Haus 
Laustraße 4 (in dem er bisher 
nicht selbst wohnt) aufzustocken, 
einen Aufzug anzubauen und im 
neuen Dachgeschoss eine barrie-
refreie und altersgerechte Woh-
nung für die eigene Nutzung zu 
errichten. Dies wäre nur möglich, 
wenn das dreigeschossige MI 
auch für die Laustraße 4 gelten 
würde.  

 
Eine maximale Anzahl von drei 
Vollgeschossen war bereits schon 
gemäß Aufstellungsbeschluss für 
das genannte Grundstück vorgese-
hen, auch wenn es damals noch 
dem allgemeinen Wohngebiet zu-
geordnet war. Da sich an der Fest-
setzung der maximalen Anzahl der 
Vollgeschosse nichts geändert hat, 
ist dieser Anregung Rechnung ge-
tragen.  
 

 
ja 

5. Planungen zugunsten bestimmter Eigentümer im Plangebiet 
48  Nr. 19 

Der Beteiligte stellt fest, dass die 
Vertreter des Amtes für Stadtpla-
nung und Stadterneuerung mehr-
fach versichert hätten, dass der 
Bebauungsplan nichts mit den 
Baupläne der (Anlage SW - R-Nr. 
8.1) in der Laustraße zu tun hätte. 

 
Es ist der Verwaltung nicht nach-
vollziehbar, wie dies in einem sach-
lichen Zusammenhang mit dem Be-
bauungsplanverfahren stehen soll, 
welcher ebengerade diese Fläche 
nicht mit seinem Geltungsbereich 

 
- 
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Umso mehr überrasche es den 
Beteiligten zu hören, dass diese 
Baupläne nicht nur die drei zu-
sammenhängende Grundstücke 
der (Anlage SW - R-Nr. 8.1), son-
dern die Straßenführung der 
Laustraße und sogar den gegen-
überliegenden Parkplatz des städ-
tischen Generationszentrums ein-
beziehen solle. Wenn das stimmt, 
müsste der Beteiligte davon aus-
gehen, dass es konkrete Abspra-
chen zwischen der Stadt und der 
(Anlage SW - R-Nr. 8.1) gibt. Der 
Beteiligte bittet hierzu um Stel-
lungnahme.  

einschließt und somit keine Grund-
lage für eine solches Vorhaben bie-
ten könnte. Schließlich ist festzu-
stellen, dass es sich bei der 
Laustraße um eine wichtige und 
vielbefahrene innerörtliche Straße 
handelt. Ebenso ist darauf hinzu-
weisen, dass der Parkplatz des Ge-
nerationenhauses für ebendiese 
Nutzung gebraucht wird und nicht 
„einfach so“ zur Befriedigung priva-
ter Bauinteressen überplant werden 
kann.  
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